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Das	Land	Baden-Württemberg,

der	Freistaat	Bayern,

das	Land	Berlin,

das	Land	Brandenburg,

die	Freie	Hansestadt	Bremen,

die	Freie	und	Hansestadt	Hamburg,

das	Land	Hessen,

das	Land	Mecklenburg-Vorpommern,

das	Land	Niedersachsen,

das	Land	Nordrhein-Westfalen,

das	Land	Rheinland-Pfalz,

das	Saarland,

der	Freistaat	Sachsen,

das	Land	Sachsen-Anhalt,

Fünfzehnter Staatsvertrag
zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge

(Fünfzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

das	Land	Schleswig-Holstein	und

der	Freistaat	Thüringen

schließen	nachstehenden	Staatsvertrag:

Artikel	1

Rundfunkbeitragsstaatsvertrag

Inhaltsverzeichnis

§		 1	 Zweck	des	Rundfunkbeitrags
§		 2	 Rundfunkbeitrag	im	privaten	Bereich
§		 3	 Wohnung
§		 4	 	Befreiungen	von	der	Beitragspfl	icht,	Ermäßigung
§		 5	 Rundfunkbeitrag	im	nicht	privaten	Bereich
§		 6	 Betriebsstätte,	Beschäftigte
§		 7	 	Beginn	und	Ende	der	Beitragspfl	icht,	Zahlungsweise,	

Verjährung
§		 8	 Anzeigepfl	icht
§		 9	 Auskunftsrecht,	Satzungsermächtigung
§	10	 	Beitragsgläubiger,	Schickschuld,	Erstattung,	Vollstre-

ckung
§	11	 Verwendung	personenbezogener	Daten
§	12	 Ordnungswidrigkeiten
§	13	 Revision	zum	Bundesverwaltungsgericht
§	14	 Übergangsbestimmungen
§	15	 Vertragsdauer,	Kündigung

Der	 Landtag	 des	 Freistaates	 Bayern	 hat	 mit	 Be-
schluss	 vom	 17.	 Mai	 2011	 dem	 im	 Zeitraum	 vom
15.	 Dezember	 2010	 bis	 21.	 Dezember	 2010	 unter-
zeichneten	Fünfzehnten	Staatsvertrag	zur	Änderung	
rundfunkrechtlicher	 Staatsverträge	 (Fünfzehnter	
Rundfunkänderungsstaatsvertrag)	 zugestimmt.	 Der	
Staatsvertrag	wird	nachstehend	bekannt	gemacht.	

München,	den	7.	Juni	2011

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst		S	e	e	h	o	f	e	r

Bekanntmachung 
des Fünfzehnten Staatsvertrages zur Änderung 

rundfunkrechtlicher Staatsverträge 
(Fünfzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Vom 7. Juni 2011

Bekanntmachung  
des Fünfzehnten Staatsvertrages zur Änderung  

rundfunkrechtlicher Staatsverträge  
(Fünfzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Vom 7. Juni 2011
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§	1

Zweck	des	Rundfunkbeitrags

Der	 Rundfunkbeitrag	 dient	 der	 funktionsge-
rechten	 Finanzausstattung	 des	 öffentlich-rechtlichen	
Rundfunks	 im	Sinne	von	§	12	Abs.	1	des	Rundfunk-
staatsvertrages	sowie	der	Finanzierung	der	Aufgaben	
nach	§	40	des	Rundfunkstaatsvertrages.

§	2

Rundfunkbeitrag	im	privaten	Bereich

(1)	Im	privaten	Bereich	ist	für	jede	Wohnung	von	
deren	 Inhaber	 (Beitragsschuldner)	 ein	 Rundfunkbei-
trag	zu	entrichten.

(2)	 Inhaber	 einer	 Wohnung	 ist	 jede	 volljährige	
Person,	die	die	Wohnung	selbst	bewohnt.	Als	Inhaber	
wird	jede	Person	vermutet,	die	

1.	 dort	nach	dem	Melderecht	gemeldet	ist	oder	

2.	 im	 Mietvertrag	 für	 die	 Wohnung	 als	 Mieter	 ge-
nannt	ist.

(3)	Mehrere	Beitragsschuldner	haften	als	Gesamt-
schuldner	 entsprechend	 §	 44	 der	 Abgabenordnung.	
Die	 Landesrundfunkanstalt	 kann	 von	 einem	 ande-
ren	 als	 dem	 bisher	 in	 Anspruch	 genommenen	 Bei-
tragsschuldner	für	eine	Wohnung	für	zurückliegende	
Zeiträume	keinen	oder	nur	einen	ermäßigten	Beitrag	
erheben,	 wenn	 dieser	 das	 Vorliegen	 der	 Vorausset-
zungen	 für	 eine	 Befreiung	 oder	 Ermäßigung	 gemäß	
§	4	Abs.	7	Satz	2	im	Zeitpunkt	der	Inanspruchnahme	
nachweist.

(4)	 	 Ein	 Rundfunkbeitrag	 ist	 nicht	 zu	 entrichten	
von	 Beitragsschuldnern,	 die	 aufgrund	 Artikel	 2	 des	
Gesetzes	vom	6.	August	1964	zu	dem	Wiener	Überein-
kommen	vom	18. April	1961	über	diplomatische	Be-
ziehungen	(BGBl.	1964	II	S.	957)	oder	entsprechender	
Rechtsvorschriften	Vorrechte	genießen.

§	3

Wohnung

(1)	Wohnung	ist	unabhängig	von	der	Zahl	der	da-
rin	 enthaltenen	 Räume	 jede	 ortsfeste,	 baulich	 abge-
schlossene	Raumeinheit,	die

1.	 zum	Wohnen	oder	Schlafen	geeignet	ist	oder	ge-
nutzt	wird	und

2.	 durch	einen	eigenen	Eingang	unmittelbar	von	ei-
nem	Treppenhaus,	einem	Vorraum	oder	von	au-
ßen,	nicht	ausschließlich	über	eine	andere	Woh-
nung,	betreten	werden	kann.	

Nicht	 ortsfeste	 Raumeinheiten	 gelten	 als	 Wohnung,	
wenn	sie	Wohnungen	im	Sinne	des	Melderechts	sind.	

Nicht	als	Wohnung	gelten	Bauten	nach	§	3	des	Bun-
deskleingartengesetzes.

(2)	 Nicht	 als	 Wohnung	 gelten	 Raumeinheiten	 in	
folgenden	Betriebsstätten:

1.	 Raumeinheiten	 in	 Gemeinschaftsunterkünften,	
insbesondere	Kasernen,	Unterkünfte	 für	Asylbe-
werber,	Internate,

2.	 Raumeinheiten,	die	der	nicht	dauerhaften	heim-	
oder	anstaltsmäßigen	Unterbringung	dienen,	ins-
besondere	in	Behinderten-	und	Pfl	egeheimen,

3.	 Patientenzimmer	in	Krankenhäusern,

4.	 Hafträume	in	Justizvollzugsanstalten	und

5.	 Raumeinheiten,	 die	 der	 vorübergehenden	 Un-
terbringung	 in	 Beherbergungsstätten	 dienen,	
insbesondere	 Hotel-	 und	 Gästezimmer,	 Ferien-
wohnungen,	Unterkünfte	 in	Seminar-	und	Schu-
lungszentren.

§	4

Befreiungen	von	der	Beitragspfl	icht,	Ermäßigung

(1)	Von	der	Beitragspfl	icht	nach	§	2	Abs.	1	werden	
auf	Antrag	folgende	natürliche	Personen	befreit:

1.	 Empfänger	von	Hilfe	 zum	Lebensunterhalt	nach	
dem	 Dritten	 Kapitel	 des	 Zwölften	 Buches	 des	
Sozialgesetzbuches	 (Sozialhilfe)	 oder	 nach	 den	
§§ 27a	oder	27d	des	Bundesversorgungsgesetzes,	

2.	 Empfänger	von	Grundsicherung	im	Alter	und	bei	
Erwerbsminderung	(Viertes	Kapitel	des	Zwölften	
Buches	des	Sozialgesetzbuches),	

3.	 Empfänger	von	Sozialgeld	oder	Arbeitslosengeld II	
einschließlich	von	Leistungen	nach	§	22	des	Zwei-
ten	 Buches	 des	 Sozialgesetzbuches,	 soweit	 nicht	
Zuschläge	nach	dessen	§	24	gewährt	werden,	die	
die	Höhe	des	Rundfunkbeitrages	übersteigen,

4.	 Empfänger	von	Leistungen	nach	dem	Asylbewer-
berleistungsgesetz,	

5.	 nicht	bei	den	Eltern	wohnende	Empfänger	von

a)	 Ausbildungsförderung	nach	dem	Bundesaus-
bildungsförderungsgesetz,

b)	 Berufsausbildungsbeihilfe	 nach	 den	 §§	 99,	
100	 Nr.	 3	 des	 Dritten	 Buches	 des	 Sozialge-
setzbuches	 oder	 nach	 dem	 Vierten	 Kapitel,	
Fünfter	Abschnitt	des	Dritten	Buches	des	So-
zialgesetzbuches	oder

c)	 Ausbildungsgeld	nach	den	§§	104	ff.	des	Drit-
ten	Buches	des	Sozialgesetzbuches,

6.	 Sonderfürsorgeberechtigte	im	Sinne	des	§	27e	des	
Bundesversorgungsgesetzes,	
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7.	 Empfänger	von	Hilfe	zur	Pfl	ege	nach	dem	Sieb-
ten	 Kapitel	 des	 Zwölften	 Buches	 des	 Sozialge-
setzbuches	oder	von	Hilfe	zur	Pfl	ege	als	Leistung	
der	Kriegsopferfürsorge	nach	dem	Bundesversor-
gungsgesetz	oder	von	Pfl	egegeld	nach	landesge-
setzlichen	Vorschriften,

8.	 Empfänger	von	Pfl	egezulagen	nach	§	267	Abs.	1	
des	Lastenausgleichsgesetzes	oder	Personen,	de-
nen	wegen	Pfl	egebedürftigkeit	nach	§	267	Abs.	2	
Satz	1	Nr.	2	Buchstabe	c	des	Lastenausgleichsge-
setzes	ein	Freibetrag	zuerkannt	wird,

9.	 Volljährige,	 die	 im	 Rahmen	 einer	 Leistungsge-
währung	 nach	 dem	 Achten	 Buch	 des	 Sozialge-
setzbuches	in	einer	stationären	Einrichtung	nach	
§	45	des	Achten	Buches	des	Sozialgesetzbuches	
leben,	und

10.	 taubblinde	 Menschen	 und	 Empfänger	 von	 Blin-
denhilfe	nach	§	72	des	Zwölften	Buches	des	Sozi-
algesetzbuches.

(2)	Der	Rundfunkbeitrag	nach	§	2	Abs.	1	wird	auf	
Antrag	für	folgende	natürliche	Personen	auf	ein	Drit-
tel	ermäßigt:

1.	 blinde	oder	nicht	nur	vorübergehend	wesentlich	
sehbehinderte	Menschen	mit	einem	Grad	der	Be-
hinderung	von	wenigstens	60	vom	Hundert	allein	
wegen	der	Sehbehinderung,

2.	 hörgeschädigte	 Menschen,	 die	 gehörlos	 sind	
oder	 denen	 eine	 ausreichende	 Verständigung	
über	das	Gehör	auch	mit	Hörhilfen	nicht	möglich	
ist	und	

3.	 behinderte	Menschen,	deren	Grad	der	Behinde-
rung	nicht	nur	vorübergehend	wenigstens	80	vom	
Hundert	beträgt	und	die	wegen	ihres	Leidens	an	
öffentlichen	 Veranstaltungen	 ständig	 nicht	 teil-
nehmen	können.

Absatz	1	bleibt	unberührt.

(3)	Die	dem	Antragsteller	gewährte	Befreiung	oder	
Ermäßigung	erstreckt	sich	innerhalb	der	Wohnung

1.	 auf	dessen	Ehegatten,	

2.	 auf	den	eingetragenen	Lebenspartner	und

3.	 auf	die	Wohnungsinhaber,	die	bei	der	Gewährung	
einer	Sozialleistung	nach	Absatz	1	als	Teil	einer	
Einsatzgemeinschaft	im	Sinne	des	§	19	des	Zwölf-
ten	Buches	des	Sozialgesetzbuches	berücksichtigt	
worden	sind.

(4)	 Die	 Befreiung	 oder	 Ermäßigung	 beginnt	 mit	
dem	Ersten	des	Monats,	zu	dem	der	Gültigkeitszeit-
raum	des	Bescheids	beginnt,	wenn	der	Antrag	inner-
halb	von	zwei	Monaten	nach	dem	Erstellungsdatum	
des	Bescheids	nach	Absatz	7	Satz	2	gestellt	wird.	Wird	
der	Antrag	erst	zu	einem	späteren	Zeitpunkt	gestellt,	
so	 beginnt	 die	 Befreiung	 oder	 Ermäßigung	 mit	 dem	

Ersten	des	Monats,	der	der	Antragstellung	folgt.	Die	
Befreiung	oder	Ermäßigung	wird	für	die	Gültigkeits-
dauer	des	Bescheids	befristet.	 Ist	der	Bescheid	nach	
Absatz	 7	 Satz	 2	 unbefristet,	 so	 kann	 die	 Befreiung	
oder	 Ermäßigung	 auf	 drei	 Jahre	 befristet	 werden,	
wenn	eine	Änderung	der	Umstände	möglich	 ist,	die	
dem	Tatbestand	zugrunde	liegen.

(5)	Wird	der	Bescheid	nach	Absatz	7	Satz	2	unwirk-
sam,	 zurückgenommen	 oder	 widerrufen,	 so	 endet	 die	
Befreiung	oder	Ermäßigung	zum	selben	Zeitpunkt.	Der-
artige	Umstände	sind	vom	Beitragsschuldner	unverzüg-
lich	der	zuständigen	Landesrundfunkanstalt	mitzuteilen.

(6)	Unbeschadet	der	Beitragsbefreiung	nach	Ab-
satz	 1	 hat	 die	 Landesrundfunkanstalt	 in	 besonderen	
Härtefällen	auf	gesonderten	Antrag	von	der	Beitrags-
pfl	icht	 zu	 befreien.	 Ein	 Härtefall	 liegt	 insbesondere	
vor,	wenn	eine	Sozialleistung	nach	Absatz	1	Nr.	1	bis	
10	in	einem	durch	die	zuständige	Behörde	erlassenen	
Bescheid	mit	der	Begründung	versagt	wurde,	dass	die	
Einkünfte	die	jeweilige	Bedarfsgrenze	um	weniger	als	
die	 Höhe	 des	 Rundfunkbeitrags	 überschreiten.	 Ab-
satz 4	gilt	entsprechend.

(7)	Der	Antrag	auf	Befreiung	oder	Ermäßigung	ist	
vom	Beitragsschuldner	schriftlich	bei	der	zuständigen	
Landesrundfunkanstalt	zu	stellen.	Die	Voraussetzun-
gen	 für	 die	 Befreiung	 oder	 Ermäßigung	 sind	 durch	
die	entsprechende	Bestätigung	der	Behörde	oder	des	
Leistungsträgers	im	Original	oder	durch	den	entspre-
chenden	 Bescheid	 im	 Original	 oder	 in	 beglaubigter	
Kopie	nachzuweisen;	 im	Falle	des	Absatzes	1	Nr.	10	
1.  Alternative	 genügt	 eine	 ärztliche	 Bescheinigung.	
Dabei	sind	auch	die	Namen	der	weiteren	volljährigen	
Bewohner	der	Wohnung	mitzuteilen.

§	5

Rundfunkbeitrag	im	nicht	privaten	Bereich

(1)	 Im	 nicht	 privaten	 Bereich	 ist	 für	 jede	 Be-
triebsstätte	 von	 deren	 Inhaber	 (Beitragsschuldner)	
ein	 Rundfunkbeitrag	 nach	 Maßgabe	 der	 folgenden	
Staffelung	zu	entrichten.	Die	Höhe	des	zu	leistenden	
Rundfunkbeitrags	bemisst	sich	nach	der	Zahl	der	ne-
ben	dem	Inhaber	Beschäftigten	und	beträgt	 für	eine	
Betriebsstätte

1.	 mit	keinem	oder	bis	acht	Beschäftigten	ein	Drittel	
des	Rundfunkbeitrags,

2.	 mit	neun	bis	19	Beschäftigten	einen	Rundfunkbei-
trag,

3.	 mit	20	bis	49	Beschäftigten	zwei	Rundfunkbeiträge,

4.	 mit	50	bis	249	Beschäftigten	fünf	Rundfunkbeiträge,

5.	 mit	250	bis	499	Beschäftigten	zehn	Rundfunkbei-
träge,

6.	 mit	500	bis	999	Beschäftigten	20	Rundfunkbeiträ-
ge,
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7.	 mit	1.000	bis	4.999	Beschäftigten	40	Rundfunkbei-
träge,

8.	 mit	5.000	bis	9.999	Beschäftigten	80	Rundfunkbei-
träge,

9.	 mit	 10.000	 bis	 19.999	 Beschäftigten	 120	 Rund-
funkbeiträge	und

10.	 mit	 20.000	 oder	 mehr	 Beschäftigten	 180	 Rund-
funkbeiträge.

(2)	Unbeschadet	der	Beitragspfl	icht	 für	Betriebs-
stätten	nach	Absatz	1	ist	jeweils	ein	Drittel	des	Rund-
funkbeitrags	zu	entrichten	vom

1.	 Inhaber	 einer	 Betriebsstätte	 für	 jedes	 darin	 be-
fi	ndliche	 Hotel-	 und	 Gästezimmer	 und	 für	 jede	
Ferienwohnung	 zur	 vorübergehenden	 entgeltli-
chen	Beherbergung	Dritter	ab	der	zweiten	Raum-
einheit	und

2.	 Inhaber	 eines	 Kraftfahrzeugs	 (Beitragsschuld-
ner)	für	jedes	zugelassene	Kraftfahrzeug,	das	zu	
gewerblichen	Zwecken	oder	einer	anderen	selb-
ständigen	 Erwerbstätigkeit	 oder	 zu	 gemeinnüt-
zigen	 oder	 öffentlichen	 Zwecken	 des	 Inhabers	
genutzt	 wird;	 auf	 den	 Umfang	 der	 Nutzung	 zu	
diesen	 Zwecken	 kommt	 es	 nicht	 an;	 Kraftfahr-
zeuge	sind	Personenkraftwagen,	Lastkraftwagen	
und	 Omnibusse;	 ausgenommen	 sind	 Omnibus-
se,	die	für	den	öffentlichen	Personennahverkehr	
nach	§ 2	des	Gesetzes	zur	Regionalisierung	des	
öffentlichen	 Personennahverkehrs	 eingesetzt	
werden.

Ein	Rundfunkbeitrag	nach	Satz	1	Nr.	2	ist	nicht	zu	ent-
richten	für	jeweils	ein	Kraftfahrzeug	für	jede	beitrags-
pfl	ichtige	Betriebsstätte	des	Inhabers.

(3)	 Für	 jede	 Betriebsstätte	 folgender	 Einrichtun-
gen	gilt	Absatz	1	mit	der	Maßgabe,	dass	höchstens	ein	
Rundfunkbeitrag	zu	entrichten	ist:

1.	 gemeinnützige	 Einrichtungen	 für	 behinderte	
Menschen,	 insbesondere	 Heime,	 Ausbildungs-
stätten	 oder	 Werkstätten	 für	 behinderte	 Men-
schen,

2.	 gemeinnützige	Einrichtungen	der	Jugendhilfe	im	
Sinne	des	Kinder-	und	Jugendhilfegesetzes	(Ach-
tes	Buch	des	Sozialgesetzbuches),

3.	 gemeinnützige	 Einrichtungen	 für	 Suchtkranke,	
der	Altenhilfe,	für	Nichtsesshafte	und	Durchwan-
dererheime,

4.	 eingetragene	gemeinnützige	Vereine	und	Stiftungen,

5.	 öffentliche	allgemeinbildende	oder	berufsbilden-
de	Schulen,	staatlich	genehmigte	oder	anerkann-
te	Ersatzschulen	oder	Ergänzungsschulen,	soweit	
sie	auf	gemeinnütziger	Grundlage	arbeiten,	sowie	
Hochschulen	 nach	 dem	 Hochschulrahmengesetz	
und

6.	 Feuerwehr,	Polizei,	Bundeswehr,	Zivil-	und	Kata-
strophenschutz.

Damit	ist	auch	die	Beitragspfl	icht	für	auf	die	Einrich-
tung	zugelassene	Kraftfahrzeuge	abgegolten.	Die	Ge-
meinnützigkeit	im	Sinne	der	Abgabenordnung	ist	der	
zuständigen	 Landesrundfunkanstalt	 auf	 Verlangen	
nachzuweisen.

(4)	Auf	Antrag	ist	ein	Rundfunkbeitrag	nach	Ab-
satz	1	und	2	insoweit	nicht	zu	entrichten,	als	der	In-
haber	glaubhaft	macht	und	auf	Verlangen	nachweist,	
dass	die	Betriebsstätte	länger	als	drei	zusammenhän-
gende	 volle	 Kalendermonate	 vorübergehend	 stillge-
legt	ist.	Das	Nähere	regelt	die	Satzung	nach	§	9	Abs. 2.

(5)	Ein	Rundfunkbeitrag	nach	Absatz	1	ist	nicht	zu	
entrichten	für	Betriebsstätten

1.	 die	gottesdienstlichen	Zwecken	gewidmet	sind,

2.	 in	denen	kein	Arbeitsplatz	eingerichtet	ist	oder

3.	 die	sich	innerhalb	einer	beitragspfl	ichtigen	Woh-
nung	befi	nden,	 für	die	bereits	ein	Rundfunkbei-
trag	entrichtet	wird.

(6)	Ein	Rundfunkbeitrag	nach	Absatz	1	und	2	ist	
nicht	zu	entrichten	von

1.	 den	 öffentlich-rechtlichen	 Rundfunkanstalten,	
den	Landesmedienanstalten	oder	den	nach	Lan-
desrecht	 zugelassenen	 privaten	 Rundfunkveran-
staltern	oder	-anbietern	oder

2.	 diplomatischen	 Vertretungen	 (Botschaft,	 Konsu-
lat)	eines	ausländischen	Staates.

§	6

Betriebsstätte,	Beschäftigte

(1)	 Betriebsstätte	 ist	 jede	 zu	 einem	 eigenständi-
gen,	 nicht	 ausschließlich	 privaten	 Zweck	 bestimm-
te	 oder	 genutzte	 ortsfeste	 Raumeinheit	 oder	 Fläche	
innerhalb	 einer	 Raumeinheit.	 Dabei	 gelten	 mehrere	
Raumeinheiten	 auf	 einem	 Grundstück	 oder	 auf	 zu-
sammenhängenden	 Grundstücken,	 die	 demselben	
Inhaber	zuzurechnen	sind,	als	eine	Betriebsstätte.	Auf	
den	Umfang	der	Nutzung	zu	den	jeweiligen	nicht	pri-
vaten	Zwecken	sowie	auf	eine	Gewinnerzielungsab-
sicht	oder	eine	steuerliche	Veranlagung	des	Beitrags-
schuldners	kommt	es	nicht	an.

(2)	 Inhaber	 der	 Betriebsstätte	 ist	 die	 natürliche	
oder	juristische	Person,	die	die	Betriebsstätte	im	eige-
nen	Namen	nutzt	oder	in	deren	Namen	die	Betriebs-
stätte	genutzt	wird.	Als	Inhaber	wird	vermutet,	wer	für	
diese	 Betriebsstätte	 in	 einem	 Register,	 insbesondere	
Handels-,	Gewerbe-,	Vereins-	oder	Partnerschaftsre-
gister	eingetragen	ist.	Inhaber	eines	Kraftfahrzeugs	ist	
derjenige,	auf	den	das	Kraftfahrzeug	zugelassen	ist.

(3)	Als	Betriebsstätte	gilt	auch	jedes	zu	gewerbli-
chen	Zwecken	genutzte	Motorschiff.
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(4)	 Beschäftigte	 sind	 alle	 im	 Jahresdurchschnitt	
sozialversicherungspfl	ichtig	 Beschäftigten	 sowie	 Be-
diensteten	 in	einem	öffentlich-rechtlichen	Dienstver-
hältnis	mit	Ausnahme	der	Auszubildenden.

§	7

Beginn	und	Ende	der	Beitragspfl	icht,	Zahlungsweise,	
Verjährung

(1)	Die	Pfl	icht	zur	Entrichtung	des	Rundfunkbei-
trags	beginnt	mit	dem	Ersten	des	Monats,	in	dem	der	
Beitragsschuldner	 erstmals	 die	 Wohnung,	 die	 Be-
triebsstätte	oder	das	Kraftfahrzeug	innehat.	Das	Inne-
haben	 eines	 Kraftfahrzeugs	 beginnt	 mit	 dem	 Ersten	
des	Monats,	in	dem	es	auf	den	Beitragsschuldner	zu-
gelassen	wird.

(2)	Die	Beitragspfl	icht	endet	mit	dem	Ablauf	des	Mo-
nats,	in	dem	das	Innehaben	der	Wohnung,	der	Betriebs-
stätte	 oder	 des	 Kraftfahrzeugs	 durch	 den	 Beitrags-
schuldner	endet,	jedoch	nicht	vor	dem	Ablauf	des	Mo-
nats,	 in	 dem	 dies	 der	 zuständigen	 Landesrundfunk-
anstalt	 angezeigt	 worden	 ist.	 Das	 Innehaben	 eines	
Kraftfahrzeugs	endet	mit	dem	Ablauf	des	Monats,	in	
dem	die	Zulassung	auf	den	Beitragsschuldner	endet.	

(3)	Der	Rundfunkbeitrag	ist	monatlich	geschuldet.	
Er	 ist	 in	der	Mitte	eines	Dreimonatszeitraums	für	 je-
weils	drei	Monate	zu	leisten.

(4)	Die	Verjährung	der	Beitragsforderung	 richtet	
sich	nach	den	Vorschriften	des	Bürgerlichen	Gesetz-
buches	über	die	regelmäßige	Verjährung.

§	8

Anzeigepfl	icht

(1)	Das	Innehaben	einer	Wohnung,	einer	Betriebs-
stätte	oder	eines	beitragspfl	ichtigen	Kraftfahrzeugs	ist	
unverzüglich	schriftlich	der	zuständigen	Landesrund-
funkanstalt	 anzuzeigen	 (Anmeldung);	 Entsprechen-
des	gilt	 für	 jede	Änderung	der	Daten	nach	Absatz 4	
(Änderungsmeldung).	Eine	Änderung	der	Anzahl	der	
im	 Jahresdurchschnitt	 des	 vorangegangenen	 Kalen-
derjahres	 sozialversicherungspfl	ichtig	 Beschäftigten	
nach	Absatz	4	Nr.	7	 ist	 jeweils	bis	zum	31.	März	ei-
nes	Jahres	anzuzeigen;	diese	Änderung	wirkt	ab	dem	
1. April	des	jeweiligen	Jahres.

(2)	Das	Ende	des	Innehabens	einer	Wohnung,	einer	
Betriebsstätte	 oder	 eines	 beitragspfl	ichtigen	 Kraft-
fahrzeugs	ist	der	zuständigen	Landesrundfunkanstalt	
unverzüglich	schriftlich	anzuzeigen	(Abmeldung).

(3)	Die	Anzeige	eines	Beitragsschuldners	für	eine	
Wohnung,	eine	Betriebsstätte	oder	ein	Kraftfahrzeug	
wirkt	 auch	 für	 weitere	 anzeigepfl	ichtige	 Beitrags-
schuldner,	sofern	sich	für	die	Wohnung,	die	Betriebs-
stätte	 oder	 das	 Kraftfahrzeug	 keine	 Änderung	 der	
Beitragspfl	icht	ergibt.

(4)	Bei	der	Anzeige	hat	der	Beitragsschuldner	der	
zuständigen	Landesrundfunkanstalt	folgende,	im	Ein-
zelfall	erforderliche	Daten	mitzuteilen	und	auf	Verlan-
gen	nachzuweisen:

1.	 Vor-	 und	 Familienname	 sowie	 frühere	 Namen,	
unter	denen	eine	Anmeldung	bestand,

2.	 Tag	der	Geburt,	

3.	 Vor-	und	Familienname	oder	Firma	und	Anschrift	
des	 Beitragsschuldners	 und	 seines	 gesetzlichen	
Vertreters,	

4.	 gegenwärtige	 Anschrift	 jeder	 Betriebsstätte	 und	
jeder	Wohnung,	einschließlich	aller	vorhandenen	
Angaben	zur	Lage	der	Wohnung,

5.	 letzte	der	Landesrundfunkanstalt	gemeldete	An-
schrift	des	Beitragsschuldners,

	
6.	 vollständige	 Bezeichnung	 des	 Inhabers	 der	 Be-

triebsstätte,	

7.	 Anzahl	der	Beschäftigten	der	Betriebsstätte,

8.	 Beitragsnummer,

9.	 Datum	 des	 Beginns	 des	 Innehabens	 der	 Woh-
nung,	der	Betriebsstätte	oder	des	beitragspfl	ichti-
gen	Kraftfahrzeugs,

10.	 Zugehörigkeit	 zu	 den	 Branchen	 und	 Einrich-
tungen	nach	§	5	Abs.	2	Satz	1	Nr.	1	und	Abs.	3	
Satz 1,

11.	 Anzahl	der	beitragspfl	ichtigen	Hotel-	und	Gäste-
zimmer	und	Ferienwohnungen	und

12.	 Anzahl	und	Zulassungsart	der	beitragspfl	ichtigen	
Kraftfahrzeuge.

(5)	 Bei	 der	 Abmeldung	 sind	 zusätzlich	 folgende	
Daten	mitzuteilen	und	auf	Verlangen	nachzuweisen:

1.	 Datum	des	Endes	des	Innehabens	der	Wohnung,	
der	 Betriebsstätte	 oder	 des	 beitragspfl	ichtigen	
Kraftfahrzeugs,

2.	 der	die	Abmeldung	begründende	Lebenssachver-
halt	und	

3.	 die	Beitragsnummer	des	für	die	neue	Wohnung	in	
Anspruch	genommenen	Beitragsschuldners.

§	9

Auskunftsrecht,	Satzungsermächtigung

(1)	 Die	 zuständige	 Landesrundfunkanstalt	 kann	
von	jedem	Beitragsschuldner	oder	von	Personen	oder	
Rechtsträgern,	bei	denen	tatsächliche	Anhaltspunkte	
vorliegen,	 dass	 sie	 Beitragsschuldner	 sind	 und	 dies	
nicht	oder	nicht	umfassend	angezeigt	haben,	Auskunft	
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über	die	in	§ 8	Abs.	4	genannten	Daten	verlangen.	Kann	
die	 zuständige	 Landesrundfunkanstalt	 den	 Inhaber	
einer	Wohnung	oder	einer	Betriebsstätte	nicht	feststel-
len,	ist	der	Eigentümer	oder	der	vergleichbar	dinglich	
Berechtigte	der	Wohnung	oder	des	Grundstücks,	auf	
dem	sich	die	Betriebsstätte	befi	ndet,	verpfl	ichtet,	der	
Landesrundfunkanstalt	 Auskunft	 über	 den	 tatsäch-
lichen	 Inhaber	der	Wohnung	oder	der	Betriebsstätte	
zu	 erteilen.	 Bei	 Wohnungseigentumsgemeinschaf-
ten	kann	die	Auskunft	auch	vom	Verwalter	verlangt	
werden.	 Die	 Landesrundfunkanstalt	 kann	 mit	 ihrem	
Auskunftsverlangen	neben	den	in	§ 8	Abs. 4	und	5	ge-
nannten	Daten	 im	Einzelfall	weitere	Daten	erheben,	
soweit	dies	nach	Satz	1	erforderlich	ist;	§	11	Abs.	5	gilt	
entsprechend.	 Die	 Landesrundfunkanstalt	 kann	 für	
die	Tatsachen	nach	Satz 1	und	die	Daten	nach	Satz	4	
Nachweise	 fordern.	Der	Anspruch	auf	Auskunft	und	
Nachweise	 kann	 im	 Verwaltungszwangsverfahren	
durchgesetzt	werden.

(2)	 Die	 zuständige	 Landesrundfunkanstalt	 wird	
ermächtigt,	Einzelheiten	des	Verfahrens

1.	 der	Anzeigepfl	icht,

2.	 zur	Leistung	des	Rundfunkbeitrags,	zur	Befreiung	
von	 der	 Rundfunkbeitragspfl	icht	 oder	 zu	 deren	
Ermäßigung,	

3.	 der	 Erfüllung	 von	 Auskunfts-	 und	 Nachweis-
pfl	ichten,	

4.	 der	Kontrolle	der	Beitragspfl	icht,	

5.	 der	Erhebung	von	Zinsen,	Kosten	und	Säumnis-
zuschlägen	und

6.	 in	den	übrigen	in	diesem	Staatsvertrag	genannten	
Fällen

durch	Satzung	zu	regeln.	Die	Satzung	bedarf	der	Ge-
nehmigung	 der	 für	 die	 Rechtsaufsicht	 zuständigen	
Behörde	und	 ist	 in	den	amtlichen	Verkündungsblät-
tern	der	die	Landesrundfunkanstalt	tragenden	Länder	
zu	 veröffentlichen.	 Die	 Satzungen	 der	 Landesrund-
funkanstalten	sollen	übereinstimmen.

§	10

Beitragsgläubiger,	Schickschuld,	Erstattung,
Vollstreckung

(1)	 Das	 Aufkommen	 aus	 dem	 Rundfunkbeitrag	
steht	 der	 Landesrundfunkanstalt	 und	 in	 dem	 im	
Rundfunkfi	nanzierungsstaatsvertrag	bestimmten	Um-
fang	dem	Zweiten	Deutschen	Fernsehen	(ZDF),	dem	
Deutschlandradio	sowie	der	Landesmedienanstalt	zu,	
in	deren	Bereich	sich	die	Wohnung	oder	die	Betriebs-
stätte	des	Beitragsschuldners	befi	ndet	oder	das	Kraft-
fahrzeug	zugelassen	ist.

(2)	 Der	 Rundfunkbeitrag	 ist	 an	 die	 zuständige	
Landesrundfunkanstalt	 als	 Schickschuld	 zu	 entrich-
ten.	Die	Landesrundfunkanstalt	führt	die	Anteile,	die	

dem	ZDF,	dem	Deutschlandradio	und	der	Landesme-
dienanstalt	zustehen,	an	diese	ab.	

(3)	Soweit	ein	Rundfunkbeitrag	ohne	rechtlichen	
Grund	entrichtet	wurde,	kann	derjenige,	auf	dessen	
Rechnung	 die	 Zahlung	 bewirkt	 worden	 ist,	 von	 der	
durch	 die	 Zahlung	 bereicherten	 Landesrundfunkan-
stalt	die	Erstattung	des	entrichteten	Betrages	fordern.	
Er	trägt	insoweit	die	Darlegungs-	und	Beweislast.	Der	
Erstattungsanspruch	 verjährt	 nach	 den	 Vorschriften	
des	Bürgerlichen	Gesetzbuches	über	die	regelmäßige	
Verjährung.	

(4)	Das	ZDF,	das	Deutschlandradio	und	die	Lan-
desmedienanstalten	 tragen	 die	 auf	 sie	 entfallenden	
Anteile	der	Kosten	des	Beitragseinzugs	und	der	nach	
Absatz	3	erstatteten	Beträge.

(5)	Rückständige	Rundfunkbeiträge	werden	durch	
die	 zuständige	 Landesrundfunkanstalt	 festgesetzt.	
Festsetzungsbescheide	können	stattdessen	auch	von	
der	Landesrundfunkanstalt	im	eigenen	Namen	erlas-
sen	werden,	in	deren	Anstaltsbereich	sich	zur	Zeit	des	
Erlasses	 des	 Bescheides	 die	 Wohnung,	 die	 Betriebs-
stätte	oder	der	Sitz	(§	17	der	Zivilprozessordnung)	des	
Beitragsschuldners	befi	ndet.	

(6)	Festsetzungsbescheide	werden	im	Verwaltungs-
vollstreckungsverfahren	vollstreckt.	Ersuchen	um	Voll-
streckungshilfe	gegen	Beitragsschuldner,	deren	Wohn-
sitz	oder	Sitz	in	anderen	Ländern	liegt,	können	von	der	
zuständigen	Landesrundfunkanstalt	unmittelbar	an	die	
für	den	Wohnsitz	oder	den	Sitz	des	Beitragsschuldners	
zuständige	Vollstreckungsbehörde	gerichtet	werden.

(7)	 Jede	 Landesrundfunkanstalt	 nimmt	 die	 ihr	
nach	 diesem	 Staatsvertrag	 zugewiesenen	 Aufga-
ben	 und	 die	 damit	 verbundenen	 Rechte	 und	 Pfl	ich-
ten	 ganz	 oder	 teilweise	 durch	 die	 im	 Rahmen	 einer	
nichtrechtsfähigen	 öffentlich-rechtlichen	 Verwal-
tungsgemeinschaft	 betriebene	 Stelle	 der	 öffentlich-
rechtlichen	Landesrundfunkanstalten	selbst	wahr.	Die	
Landesrundfunkanstalt	ist	ermächtigt,	einzelne	Tätig-
keiten	bei	der	Durchführung	des	Beitragseinzugs	und	
der	Ermittlung	von	Beitragsschuldnern	auf	Dritte	 zu	
übertragen	und	das	Nähere	durch	die	Satzung	nach	
§	9	Abs.	2	zu	regeln.	Die	Landesrundfunkanstalt	kann	
eine	 Übertragung	 von	 Tätigkeiten	 auf	 Dritte	 nach	
Satz	 2	 ausschließen,	 die	 durch	 Erfolgshonorare	 oder	
auf	Provisionsbasis	vergütet	werden.

§	11

Verwendung	personenbezogener	Daten

(1)	 Beauftragt	 die	 Landesrundfunkanstalt	 Dritte	
mit	 Tätigkeiten	 bei	 der	 Durchführung	 des	 Beitrags-
einzugs	oder	der	Ermittlung	von	Beitragsschuldnern,	
die	der	Anzeigepfl	icht	nach	§ 8	Abs.	1	nicht	oder	nicht	
vollständig	 nachgekommen	 sind,	 so	 gelten	 für	 die	
Erhebung,	 Verarbeitung	 und	 Nutzung	 der	 dafür	 er-
forderlichen	Daten	die	für	die	Datenverarbeitung	im	
Auftrag	anwendbaren	Bestimmungen.
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(2)	 Beauftragen	 die	 Landesrundfunkanstalten	
eine	 Stelle	 nach	 §	 10	 Abs.	 7	 Satz	 1	 mit	 Tätigkeiten	
bei	der	Durchführung	des	Beitragseinzugs	und	der	Er-
mittlung	von	Beitragsschuldnern,	ist	dort	unbeschadet	
der	Zuständigkeit	des	nach	Landesrecht	für	die	Lan-
desrundfunkanstalt	 zuständigen	 Datenschutzbeauf-
tragten	ein	behördlicher	Datenschutzbeauftragter	zu	
bestellen.	Er	arbeitet	zur	Gewährleistung	des	Daten-
schutzes	 mit	 dem	 nach	 Landesrecht	 für	 die	 Landes-
rundfunkanstalt	 zuständigen	 Datenschutzbeauftrag-
ten	zusammen	und	unterrichtet	diesen	über	Verstöße	
gegen	 Datenschutzvorschriften	 sowie	 die	 dagegen	
getroffenen	 Maßnahmen.	 Im	 Übrigen	 gelten	 die	 für	
den	behördlichen	Datenschutzbeauftragten	anwend-
baren	 Bestimmungen	 des	 Bundesdatenschutzgeset-
zes	entsprechend.

(3)	 Die	 zuständige	 Landesrundfunkanstalt	 darf	
von	 ihr	 gespeicherte	 personenbezogene	 Daten	 der	
Beitragsschuldner	an	andere	Landesrundfunkanstal-
ten	auch	im	Rahmen	eines	automatisierten	Abrufver-
fahrens	 übermitteln,	 soweit	 dies	 zur	 rechtmäßigen	
Erfüllung	der	Aufgaben	der	übermittelnden	oder	der	
empfangenden	 Landesrundfunkanstalt	 beim	 Bei-
tragseinzug	erforderlich	ist.	Es	ist	aufzuzeichnen,	an	
welche	Stellen,	wann	und	aus	welchem	Grund	wel-
che	 personenbezogenen	 Daten	 übermittelt	 worden	
sind.

(4)	 Die	 zuständige	 Landesrundfunkanstalt	 kann	
im	Wege	des	Ersuchens	für	Zwecke	der	Beitragserhe-
bung	 sowie	 zur	 Feststellung,	 ob	 eine	 Beitragspfl	icht	
nach	diesem	Staatsvertrag	besteht,	personenbezoge-
ne	Daten	bei	öffentlichen	und	nichtöffentlichen	Stel-
len	ohne	Kenntnis	des	Betroffenen	erheben,	verarbei-
ten	oder	nutzen.	Voraussetzung	dafür	ist,	dass

1.	 die	 Datenbestände	 dazu	 geeignet	 sind,	 Rück-
schlüsse	auf	die	Beitragspfl	icht	zuzulassen,	insbe-
sondere	durch	Abgleich	mit	dem	Bestand	der	bei	
den	 Landesrundfunkanstalten	 gemeldeten	 Bei-
tragsschuldner,	und

2.	 sich	die	Daten	auf	Angaben	beschränken,	die	der	An-
zeigepfl	icht	nach	§	8	unterliegen	und	kein	erkennba-
rer	Grund	zu	der	Annahme	besteht,	dass	der	Betrof-
fene	ein	schutzwürdiges	Interesse	an	dem	Ausschluss	
der	Erhebung,	Verarbeitung	oder	Nutzung	hat.

Die	 Erhebung,	 Verarbeitung	 oder	 Nutzung	 bei	 den	
Meldebehörden	beschränkt	sich	auf	die	in	§	14	Abs.	9	
Nr.	1	bis	8	genannten	Daten.	Daten,	die	Rückschlüs-
se	auf	tatsächliche	oder	persönliche	Verhältnisse	lie-
fern	könnten,	dürfen	nicht	an	die	übermittelnde	Stelle	
rückübermittelt	werden.	Das	Verfahren	der	regelmä-
ßigen	 Datenübermittlung	 durch	 die	 Meldebehörden	
nach	 den	 Meldegesetzen	 oder	 Meldedatenübermitt-
lungsverordnungen	der	Länder	bleibt	unberührt.	Die	
Daten	 Betroffener,	 für	 die	 eine	 Auskunftssperre	 ge-
speichert	ist,	dürfen	nicht	übermittelt	werden.

(5)	 Die	 Landesrundfunkanstalt	 darf	 die	 in	 Ab-
satz 4	und	in	§	4	Abs.	7,	§	8	Abs.	4	und	5	und	§	9	Abs. 1	
genannten	 Daten	 und	 sonstige	 freiwillig	 übermittel-
te	 Daten	 nur	 für	 die	 Erfüllung	 der	 ihr	 nach	 diesem	

Staatsvertrag	obliegenden	Aufgaben	erheben,	verar-
beiten	oder	nutzen.	Die	erhobenen	Daten	sind	unver-
züglich	zu	löschen,	wenn	feststeht,	dass	sie	nicht	mehr	
benötigt	werden	oder	eine	Beitragspfl	icht	dem	Grun-
de	 nach	 nicht	 besteht.	 Nicht	 überprüfte	 Daten	 sind	
spätestens	nach	zwölf	Monaten	zu	löschen.	Jeder	Bei-
tragsschuldner	 erhält	 eine	 Anmeldebestätigung	 mit	
den	für	die	Beitragserhebung	erforderlichen	Daten.

§	12

Ordnungswidrigkeiten

(1)	Ordnungswidrig	handelt,	wer	vorsätzlich	oder	
fahrlässig

1.	 den	Beginn	der	Beitragspfl	icht	entgegen	§ 8	Abs. 1	
und	3	nicht	innerhalb	eines	Monats	anzeigt,

2.	 der	Anzeigepfl	icht	nach	§	14	Abs.	2	nicht	nachge-
kommen	ist	oder

3.	 den	 fälligen	 Rundfunkbeitrag	 länger	 als	 sechs	
Monate	ganz	oder	teilweise	nicht	leistet.

(2)	 Die	Ordnungswidrigkeit	kann	mit	einer	Geld-
buße	geahndet	werden.

(3)	Die	Ordnungswidrigkeit	wird	nur	auf	Antrag	
der	Landesrundfunkanstalt	verfolgt;	sie	ist	vom	Aus-
gang	des	Verfahrens	zu	benachrichtigen.

(4)	 Daten	 über	 Ordnungswidrigkeiten	 sind	 von	
der	 Landesrundfunkanstalt	 unverzüglich	 nach	 Ab-
schluss	des	jeweiligen	Verfahrens	zu	löschen.

§	13	

Revision	zum	Bundesverwaltungsgericht

In	einem	gerichtlichen	Verfahren	kann	die	Revi-
sion	zum	Bundesverwaltungsgericht	auch	darauf	ge-
stützt	 werden,	 dass	 das	 angefochtene	 Urteil	 auf	 der	
Verletzung	der	Bestimmungen	dieses	Staatsvertrages	
beruht.

§	14

Übergangsbestimmungen

(1)	 Jeder	 nach	 den	 Bestimmungen	 des	 Rund-
funkgebührenstaatsvertrages	 als	 privater	 Rundfunk-
teilnehmer	 gemeldeten	 natürlichen	 Person	 obliegt	
es,	 ab	 dem	 1.	 Januar	 2012	 der	 zuständigen	 Landes-
rundfunkanstalt	schriftlich	alle	Tatsachen	anzuzeigen,	
die	Grund	und	Höhe	der	Beitragspfl	icht	nach	diesem	
Staatsvertrag	ab	dem	1.	Januar	2013	betreffen,	soweit	
die	Tatsachen	zur	Begründung	oder	zum	Wegfall	der	
Beitragspfl	icht	oder	zu	einer	Erhöhung	oder	Verringe-
rung	der	Beitragsschuld	führen.

(2)	Jede	nach	den	Bestimmungen	des	Rundfunk-
gebührenstaatsvertrags	 als	 nicht	 privater	 Rundfunk-
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teilnehmer	 gemeldete	 natürliche	 oder	 juristische	
Person	 ist	ab	dem	1.	Januar	2012	auf	Verlangen	der	
zuständigen	 Landesrundfunkanstalt	 verpfl	ichtet,	 ihr	
schriftlich	alle	Tatsachen	anzuzeigen,	die	Grund	und	
Höhe	 der	 Beitragspfl	icht	 nach	 diesem	 Staatsvertrag	
ab	dem	1.	Januar	2013	betreffen.

(3)	 Soweit	 der	 Beitragsschuldner	 den	 Anforde-
rungen	von	Absatz	1	oder	2	nicht	nachgekommen	ist,	
wird	vermutet,	dass	jede	nach	den	Bestimmungen	des	
bis	 zum	31.	Dezember	2012	geltenden	Rundfunkge-
bührenstaatsvertrags	als

1.	 privater	 Rundfunkteilnehmer	 gemeldete	 Person	
nach	Maßgabe	von	§	2	dieses	Staatsvertrages	oder

2.	 nicht	 privater	 Rundfunkteilnehmer	 gemeldete	
natürliche	oder	juristische	Person	nach	Maßgabe	
von	§	6	dieses	Staatsvertrages,	

unter	der	bei	der	zuständigen	Landesrundfunkanstalt	
geführten	Anschrift	ab	Inkrafttreten	dieses	Staatsver-
trages	 Beitragsschuldner	 nach	 den	 Bestimmungen	
dieses	Staatsvertrages	 ist.	Eine	Abmeldung	mit	Wir-
kung	für	die	Zukunft	bleibt	hiervon	unberührt.

(4)	Soweit	der	Beitragsschuldner	den	Anforderun-
gen	von	Absatz	1	oder	2	nicht	nachgekommen	ist,	wird	
vermutet,	dass	sich	die	Höhe	des	ab	1.	Januar	2013	zu	
entrichtenden	 Rundfunkbeitrags	 nach	 der	 Höhe	 der	
bis	zum	31.	Dezember	2012	zu	entrichtenden	Rund-
funkgebühr	 bemisst;	 mindestens	 ist	 ein	 Beitrag	 in	
Höhe	eines	Rundfunkbeitrages	zu	entrichten.	Soweit	
der	Beitragsschuldner	bisher	aufgrund	der	Regelung	
des	§ 6	Abs. 1	Satz	1	Nr. 7	und	8	des	Rundfunkgebüh-
renstaatsvertrages	von	der	Rundfunkgebührenpfl	icht	
befreit	 war,	 wird	 vermutet,	 dass	 er	 mit	 Inkrafttreten	
dieses	Staatsvertrages	gemäß	§ 4	Abs. 2	ein	Drittel	des	
Rundfunkbeitrags	zu	zahlen	hat.

(5)	Die	Vermutungen	nach	Absatz	3	oder	4	kön-
nen	 widerlegt	 werden.	 Auf	 Verlangen	 der	 Landes-
rundfunkanstalt	 sind	 die	 behaupteten	 Tatsachen	
nachzuweisen.	 Eine	 Erstattung	 bereits	 geleisteter	
Rundfunkbeiträge	 kann	 vom	 Beitragsschuldner	 nur	
bis	zum	31. Dezember	2014	geltend	gemacht	werden.

(6)	 Die	 bei	 der	 zuständigen	 Landesrundfunkan-
stalt	für	den	Rundfunkgebühreneinzug	gespeicherten	
Daten	und	Daten	nach	Absatz	1	und	2	dürfen	von	den	
Landesrundfunkanstalten	in	dem	nach	diesem	Staats-
vertrag	erforderlichen	und	zulässigen	Umfang	verar-
beitet	und	genutzt	werden.	Die	erteilten	Lastschrift-	
oder	Einzugsermächtigungen	sowie	Mandate	bleiben	
für	den	Einzug	der	Rundfunkbeiträge	bestehen.

(7)	 Bestandskräftige	 Rundfunkgebührenbefrei-
ungsbescheide	nach	§	6	Abs.	1	Satz	1	Nr.	1	bis	6	und	
9	bis	11	des	Rundfunkgebührenstaatsver	trages	gelten	
bis	zum	Ablauf	ihrer	Gültigkeit	als	Rundfunkbeitrags-
befreiungen	nach	§	4	Abs.	1.

(8)	 Eine	 Befreiung	 von	 der	 Rundfunkgebüh-
renpfl	icht	 nach	 §	 5	 Abs.	 7	 des	 Rundfunkgebühren-
staatsvertrages	 endet	 zum	 31.	 Dezember	 2012.	 So-
weit	Einrichtungen	nach	§	5	Abs.	3	bei	Inkrafttreten	

dieses	Staatsvertrages	nach	Art.	7	Abs.	2	Satz	1	des	
15. Rundfunkänderungsstaatsvertrages	von	der	Rund-
funkgebührenpfl	icht	nach	§	5	Abs.	7	des	Rundfunk-
gebührenstaatsvertrages	befreit	waren,	gilt	für	deren	
Betriebsstätten	der	Nachweis	nach	§	5	Abs.	3	Satz	3	
als	erbracht.

(9)	 Um	 einen	 einmaligen	 Abgleich	 zum	 Zwecke	
der	 Bestands-	 und	 Ersterfassung	 zu	 ermöglichen,	
übermittelt	jede	Meldebehörde	für	einen	bundesweit	
einheitlichen	 Stichtag	 automatisiert	 innerhalb	 von	
längstens	 zwei	 Jahren	 ab	 dem	 Inkrafttreten	 dieses	
Staatsvertrages	 gegen	 Kostenerstattung	 einmalig	 in	
standardisierter	Form	die	nachfolgenden	Daten	aller	
volljährigen	Personen	an	die	jeweils	zuständige	Lan-
desrundfunkanstalt:

1.	 Familienname,	

2.	 Vornamen	unter	Bezeichnung	des	Rufnamens,

3.	 frühere	Namen,

4.	 Doktorgrad,

5.	 Familienstand,

6.	 Tag	der	Geburt,

7.	 gegenwärtige	 und	 letzte	 Anschrift	 von	 Haupt-	
und	 Nebenwohnungen,	 einschließlich	 aller	 vor-
handenen	Angaben	zur	Lage	der	Wohnung,	und

8.	 Tag	des	Einzugs	in	die	Wohnung.

Hat	die	zuständige	Landesrundfunkanstalt	nach	dem	
Abgleich	für	eine	Wohnung	einen	Beitragsschuldner	
festgestellt,	hat	 sie	die	Daten	der	übrigen	dort	woh-
nenden	 Personen	 unverzüglich	 zu	 löschen,	 sobald	
das	Beitragskonto	ausgeglichen	 ist.	 Im	Übrigen	darf	
sie	 die	 Daten	 zur	 Feststellung	 eines	 Beitragsschuld-
ners	 für	 eine	 Wohnung	 nutzen,	 für	 die	 bislang	 kein	
Beitragsschuldner	 festgestellt	wurde;	Satz	2	gilt	ent-
sprechend.	Die	Landesrundfunkanstalt	darf	die	Daten	
auch	zur	Aktualisierung	oder	Ergänzung	von	bereits	
vorhandenen	 Teilnehmerdaten	 nutzen.	 §	 11	 Abs.	 5	
Satz	2	und	3	gilt	entsprechend.

(10)	Die	Landesrundfunkanstalten	dürfen	bis	zum	
31.	Dezember	2014	keine	Adressdaten	privater	Perso-
nen	ankaufen.

(11)	 Die	 Vorschriften	 des	 Rundfunkgebühren-
staatsvertrages	 bleiben	 auf	 Sachverhalte	 anwend-
bar,	 nach	 denen	 bis	 zum	 31.	 Dezember	 2012	 noch	
keine	 Rundfunkgebühren	 entrichtet	 oder	 erstattet	
wurden.

§	15

Vertragsdauer,	Kündigung

Dieser	 Staatsvertrag	 gilt	 für	 unbestimmte	 Zeit.	
Er	kann	von	jedem	der	vertragsschließenden	Länder	
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zum	Schluss	des	Kalenderjahres	mit	einer	Frist	von	
einem	Jahr	gekündigt	werden.	Die	Kündigung	kann	
erstmals	zum	31.	Dezember	2014	erfolgen.	Wird	der	
Staatsvertrag	zu	diesem	Zeitpunkt	nicht	gekündigt,	
kann	 die	 Kündigung	 mit	 gleicher	 Frist	 jeweils	 zu	
einem	 zwei	 Jahre	 späteren	 Zeitpunkt	 erfolgen.	 Die	
Kündigung	ist	gegenüber	dem	Vorsitzenden	der	Mi-
nisterpräsidentenkonferenz	 schriftlich	 zu	 erklären.	
Die	Kündigung	eines	Landes	 lässt	das	Vertragsver-
hältnis	 der	 übrigen	 Länder	 zueinander	 unberührt,	
jedoch	kann	 jedes	 der	 übrigen	Länder	 den	 Vertrag	
binnen	 einer	 Frist	 von	 drei	 Monaten	 nach	 Eingang	
der	 Kündigungserklärung	 zum	 gleichen	 Zeitpunkt	
kündigen.

Artikel	2

Aufhebung des Rundfunkgebührenstaatsvertrages

Der	Rundfunkgebührenstaatsvertrag	vom	31.	Au-
gust	1991,	zuletzt	geändert	durch	den	Zwölften	Rund-
funkänderungsstaatsvertrag	vom	18.	Dezember	2008,	
wird	aufgehoben.

Artikel	3

Änderung des Rundfunkstaatsvertrages

Der	Rundfunkstaatsvertrag	vom	31.	August	1991,	
zuletzt	 geändert	 durch	 den	 Vierzehnten	 Rundfunk-
änderungsstaatsvertrag	vom	10.	Juni	2010,	wird	wie	
folgt	geändert:

1.	 Im	Inhaltsverzeichnis	wird	§	16	wie	folgt	neu	ge-
fasst:

	 „Dauer	der	Werbung,	Sponsoring“.

2.	 In	§	8a	Abs.	1	Satz	6	wird	der	Verweis	auf	„§	13	
Abs.	1	Satz	3“	durch	den	Verweis	auf	„§	13	Satz	3“	
ersetzt.

3.	 In	 §	 12	 Abs.	 2	 Satz	 2	 werden	 die	 Wörter	 „die	
Rundfunkgebühr“	 durch	 die	 Wörter	 „den	 Rund-
funkbeitrag“	ersetzt.

4.	 §	13	wird	wie	folgt	neu	gefasst:

„§	13

Finanzierung

Der	 öffentlich-rechtliche	 Rundfunk	 fi	nanziert	
sich	 durch	 Rundfunkbeiträge,	 Einnahmen	 aus	
Rundfunkwerbung	und	sonstigen	Einnahmen;	vor-
rangige	Finanzierungsquelle	ist	der	Rundfunkbei-
trag.	Programme	und	Angebote	im	Rahmen	seines	
Auftrags	gegen	besonderes	Entgelt	 sind	unzuläs-
sig;	 ausgenommen	 hiervon	 sind	 Begleitmateria-
lien.	 Einnahmen	 aus	 dem	 Angebot	 von	 Telefon-
mehrwertdiensten	dürfen	nicht	erzielt	werden.“

5.	 §	14	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Absatz	2	Nr.	4	wird	das	Wort	„Gebührener-
träge“	durch	das	Wort	„Beitragserträge“	ersetzt.

b)	 In	Absatz	5	wird	das	Wort	„Gebührenfestset-
zung“	durch	das	Wort	„Beitragsfestsetzung“	
ersetzt.

6.	 §	16	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Die	Überschrift	wird	wie	folgt	neu	gefasst:

„§	16	Dauer	der	Werbung,	Sponsoring“.

b)	 Es	wird	folgender	neuer	Absatz	6	angefügt:

„(6)	Sponsoring	fi	ndet	nach	20.00	Uhr	 so-
wie	an	Sonntagen	und	im	ganzen	Bundesgebiet	
anerkannten	 Feiertagen	 im	 Fernsehen	 nicht	
statt;	dies	gilt	nicht	für	das	Sponsoring	der	Über-
tragung	von	Großereignissen	nach	§ 4	Abs.	2.“

7.	 In	§	43	Satz	2	werden	die	Wörter	„der	Rundfunk-
gebühr“	 durch	 die	 Wörter	 „dem	 Rundfunkbei-
trag“	ersetzt.

8.	 §	52	b	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	 Absatz	 1	 Satz	 1	 Nr.	 1	 Buchstabe	 a	 Halb-
satz	1	wird	das	Wort	„gebührenfi	nanzierten“	
durch	das	Wort	„beitragsfi	nanzierten“	ersetzt.

b)	 In	Absatz	1	Satz	2	Halbsatz	2	wird	das	Wort	
„gebührenfi	nanzierten“	durch	das	Wort	„bei-
tragsfi	nanzierten“	ersetzt.

c)	 In	Absatz	2	Satz	2	Nr.	1	wird	das	Wort	„ge-
bührenfi	nanzierten“	 durch	 das	 Wort	 „bei-
tragsfi	nanzierten“	ersetzt.

9.	 §	62	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	 Absatz	 1	 Satz	 6	 wird	 das	 Wort	 „Rund-
funkgebührenstaatsvertrag“	 durch	 das	 Wort	
„Rundfunkbeitragsstaatsvertrag“	ersetzt.

b)	 In	 Absatz	 4	 Satz	 5	 wird	 das	 Wort	 „Rund-
funkgebührenstaatsvertrag“	 durch	 das	 Wort	
„Rundfunkbeitragsstaatsvertrag“	ersetzt.

c)	 Absatz	5	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	 Satz	 1	 wird	 das	 Wort	 „Rundfunkge-
bührenerhöhung“	durch	das	Wort	„Rund-
funkbeitragserhöhung“	ersetzt.

bb)	In	Satz	5	wird	das	Wort	„Rundfunkgebüh-
renstaatsvertrag“	durch	das	Wort	„Rund-
funkbeitragsstaatsvertrag“	ersetzt.

cc)	 In	 Satz	 6	 wird	 die	 Angabe	 „§	 13	 Abs.	 2	
sowie“	gestrichen.

10.	 In	§	64	Satz	1	werden	die	Wörter	„an	der	Rund-
funkgebühr“	durch	die	Wörter	„am	Rundfunkbei-
trag“	ersetzt.
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Artikel	4

Änderung des ZDF-Staatsvertrages

In	§	29	des	ZDF-Staatsvertrages	vom	31.	August	
1991,	zuletzt	geändert	durch	den	Zwölften	Rundfun-
känderungsstaatsvertrag	 vom	 18.	 Dezember	 2008,	
werden	 die	 Wörter	 „der	 Fernsehgebühr“	 durch	 die	
Wörter	„dem	Rundfunkbeitrag“	ersetzt.

Artikel	5

Änderung des Deutschlandradio-Staatsvertrages

In	 §	 29	 Satz	 1	 des	 Deutschlandradio-Staatsver-
trages	vom	17.	Juni	1993,	zuletzt	geändert	durch	den	
Vierzehnten	 Rundfunkänderungsstaatsvertrag	 vom	
10.  Juni	 2010,	 werden	 die	 Wörter	 „der	 Rundfunkge-
bühr“	 durch	 die	 Wörter	 „des	 Rundfunkbeitrags“	 er-
setzt.

Artikel	6

Änderung des Rundfunkfi nanzierungs-
staatsvertrages

Der	 Rundfunkfi	nanzierungsstaatsvertrag	 vom	
26.	August	bis	11.	September	1996,	zuletzt	geändert	
durch	den	Zwölften	Rundfunkänderungsstaatsvertrag	
vom	18.	Dezember	2008,	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 Das	Inhaltsverzeichnis	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	 der	 Überschrift	 des	 I.	 Abschnitts	 werden	
die	Wörter	„zur	Rundfunkgebühr“	durch	die	
Wörter	„zum	Rundfunkbeitrag“	ersetzt.

b)	 In	 der	 Überschrift	 des	 II.	 Abschnitts	 werden	
die	Wörter	„der	Rundfunkgebühr“	durch	die	
Wörter	„des	Rundfunkbeitrags“	ersetzt.

c)	 §	8	wird	wie	folgt	neu	gefasst:

„Höhe	des	Rundfunkbeitrags“.

2.	 In	 der	 Überschrift	 des	 I.	 Abschnitts	 werden	 die	
Wörter	„zur	Rundfunkgebühr“	durch	die	Wörter	
„zum	Rundfunkbeitrag“	ersetzt.

3.	 §	1	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Absatz	2	Satz	1	wird	das	Wort	„Gebühren-
festsetzung“	durch	das	Wort	„Beitragsfestset-
zung“	ersetzt.	

b)	 In	 Absatz	 3	 Satz	 3	 werden	 die	 Wör-
ter	 „der	 Rundfunkgebühren“	 durch	 die	
Wörter	„des	Rundfunkbeitrags“	ersetzt.

c)	 In	Absatz	4	wird	das	Wort	„Gebühreneinnah-
men“	 durch	 das	 Wort	 „Beitragseinnahmen“	
ersetzt.	

4.	 §	3	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Absatz	2	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	 Satz	 2	 wird	 das	 Wort	 „Gebühren“	
durch	das	Wort	„Beiträgen“	ersetzt.

bb)	In	Satz	3	wird	das	Wort	„Gebührenperio-
de“	jeweils	durch	das	Wort	„Beitragsperi-
ode“	ersetzt.

b)	 Absatz	8	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Satz	4	werden	die	Wörter	„der	Rund-
funkgebühr“	 durch	 die	 Wörter	 „des	
Rundfunkbeitrags“	ersetzt.

bb)	In	 Satz	 6	 wird	 das	 Wort	 „Gebühren“	
durch	das	Wort	„Beiträge“	ersetzt.

5.	 §	6	Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:	

a)	 In	Satz	1	werden	die	Wörter	„der	Rundfunk-
gebühr“	 durch	 die	 Wörter	 „dem	 Rundfunk-
beitrag“	ersetzt.

b)	 In	Satz	2	werden	die	Wörter	„der	Rundfunk-
gebühr“	durch	die	Wörter	„des	Rundfunkbei-
trags“	ersetzt.

6.	 In	 §	 7	 Abs.	 2	 Satz	 1	 wird	 das	 Wort	 „Gebühren-
vorschlag“	 durch	 das	 Wort	 „Beitragsvorschlag“	
ersetzt.

7.	 In	 der	 Überschrift	 zum	 II.	 Abschnitt	 werden	 die	
Wörter	„der	Rundfunkgebühr“	durch	die	Wörter	
„des	Rundfunkbeitrags“	ersetzt.

8.	 §	8	wird	wie	folgt	neu	gefasst:

„§	8

Höhe	des	Rundfunkbeitrags

Die	Höhe	des	Rundfunkbeitrags	ist	vorbehalt-
lich	einer	Neufestsetzung	im	Verfahren	nach	§	3	
auf	monatlich	17,98	Euro	festgesetzt.“

9.	 §	9	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Absatz	1	wird	wie	folgt	neu	gefasst:

„(1)	Von	dem	Aufkommen	aus	dem	Rund-
funkbeitrag	erhalten	vorbehaltlich	einer	Neu-
festsetzung	im	Verfahren	nach	§	3	die	in	der	
ARD	 zusammengeschlossenen	 Landesrund-
funkanstalten	 einen	 Anteil	 von	 72,6295	 vom	
Hundert,	 das	 ZDF	 einen	 Anteil	 von	 24,7579	
vom	Hundert	und	die	Körperschaft	des	öffent-
lichen	Rechts	‚Deutschlandradio‘	einen	Anteil	
von	2,6126	vom	Hundert.“

b)	 Absatz	2	wird	gestrichen.

c)	 Der	bisherige	Absatz	3	wird	der	neue	Absatz 2	
und	in	Satz	1	wird	das	Wort	„Fernsehgebüh-
renaufkommen“	durch	das	Wort	„Rundfunk-
beitragsaufkommen“	ersetzt.



268 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 12/2011 11Bayerisches	Gesetz-	und	Verordnungsblatt	Nr.	12/2011

10.	 §	10	Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Satz	1	wird	wie	folgt	neu	gefasst:

„Die	Höhe	des	Anteils	der	Landesmedienan-
stalten	beträgt	1,8989	vom	Hundert	des	Rund-
funkbeitragsaufkommens.“

b)	 In	Satz	3	werden	die	Wörter	„der	Rundfunk-
gebühr“	 durch	 die	 Wörter	 „dem	 Rundfunk-
beitrag“	ersetzt.	

11.	 In	§	14	Satz	1	wird	das	Wort	„ARD-Nettogebüh-
renaufkommens“	durch	das	Wort	„ARD-Nettobei-
tragsaufkommens“	ersetzt.

Artikel	7

Kündigung, Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1)	Für	die	Kündigung	des	 in	Artikel	1	enthalte-
nen	 Staatsvertrages	 sowie	 der	 in	 Artikel	 3	 bis	 6	 ge-
änderten	 Staatsverträge	 sind	 die	 dort	 vorgesehenen	
Kündigungsvorschriften	maßgebend.

(2)	Dieser	Staatsvertrag	tritt	am	1.	Januar	2013	
in	 Kraft.	 Die	 Vorschriften	 nach	 §	 14	 Abs.	 1,	 2	 und	
6	 des	 Rundfunkbeitragsstaatsvertrages	 treten	 am	
1.	 Januar	 2012	 in	 Kraft.	 Sind	 bis	 zum	 31.	 Dezem-
ber	 2011	 nicht	 alle	 Ratifi	kationsurkunden	 bei	 der	
Staatskanzlei	 des	 Vorsitzenden	 der	 Ministerpräsi-
dentenkonferenz	hinterlegt,	wird	der	Staatsvertrag	
gegenstandslos.

(3)	Die	Staatskanzlei	des	Vorsitzenden	der	Minis-
terpräsidentenkonferenz	teilt	den	Ländern	die	Hinter-
legung	der	Ratifi	kationsurkunden	mit.

(4)	Die	Länder	werden	ermächtigt,	den	Wortlaut	
des	 Rundfunkstaatsvertrages,	 ZDF-Staatsvertrages,	
Deutschlandradio-Staatsvertrages	 und	 Rundfunkfi	-
nanzierungsstaatsvertrages	 in	 der	 Fassung,	 die	 sich	
aus	den	Artikeln	3	bis	6	ergibt,	mit	neuem	Datum	be-
kannt	zu	machen.

Für das Land Baden-Württemberg:
	Berlin,	den	17.	12.	2010
			 Stefan		M	a	p	p	u	s
		
   Für den Freistaat Bayern:
			Berlin,	den	15.	12.	2010
			 Horst		S	e	e	h	o	f	e	r
		
   Für das Land Berlin:
			Berlin,	den	15.	12.	2010
			 Klaus		W	o	w	e	r	e	i	t
		
   Für das Land Brandenburg:
			Potsdam,	den	21.	12.	2010
			 Matthias		P	l	a	t	z	e	c	k
		
   Für die Freie Hansestadt Bremen: 
			Berlin,	15.	12.	2010
			 Jens		B	ö	h	r	n	s	e	n
		

   Für die Freie und Hansestadt Hamburg:
			Berlin,	den	17.	12.	2010
			 Christoph		A	h	l	h	a	u	s		
   
Für das Land Hessen:
			Berlin,	den	15.	12.	2010
			 Volker		B	o	u	f	f	i	e	r
		
   Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
			Berlin,	den	15.	12.	2010
			 Erwin		S	e	l	l	e	r	i	n	g
		
   Für das Land Niedersachsen:
			Berlin,	den	15.	12.	2010
			 David		M	c	A	l	l	i	s	t	e	r
		
   Für das Land Nordrhein-Westfalen:
			Berlin,	den	17.	12.	2010
			 Hannelore		K	r	a	f	t
		
   Für das Land Rheinland-Pfalz:
			Berlin,	den	17.	12.	2010
			 Kurt		B	e	c	k
		
   Für das Saarland:
			Berlin,	den	15.	12.	2010
			 Peter		M	ü	l	l	e	r
		
   Für den Freistaat Sachsen:
			Berlin,	den	17.	12.	2010
			 Stanislaw		T	i	l	l	i	c	h
		
   Für das Land Sachsen-Anhalt:
			Berlin,	den	15.	12.	2010
			 Prof.	Dr.	Wolfgang		B	ö	h	m	e	r
		
   Für das Land Schleswig-Holstein:
			Berlin,	den	17.	12.	2010
			 Peter	Harry		C	a	r	s	t	e	n	s	e	n	
		
   Für den Freistaat Thüringen:
			Berlin,	den	15.	12.	2010
			 Christine		L	i	e	b	e	r	k	n	e	c	h	t
		
	
Protokollerklärung aller Länder

1.	 Die	Länder	weisen	darauf	hin,	dass	fi	nanziell	leis-
tungsfähige	Menschen	mit	Behinderungen	einen	
ermäßigten	Beitrag	in	Höhe	von	einem	Drittel	des	
Rundfunkbeitrags	 zu	 entrichten	 haben,	 sofern	
sie	nicht	einen	Befreiungsgrund	geltend	machen	
können.	Damit	soll	die	Finanzierung	barrierefreier	
Angebote	erleichtert	werden.	Die	Länder	erwar-
ten,	dass	ARD,	ZDF	und	Deutschlandradio	hierzu	
ihren	Dialog	mit	den	betroffenen	Verbänden	mit	
dem	 Ziel	 intensivieren,	 ihr	 diesbezügliches	 An-
gebot	auszuweiten,	und	hierüber	regelmäßig	be-
richten.	 In	 diesem	 Zusammenhang	 erwarten	 die	
Länder	 auch,	 dass	 die	 privaten	 Veranstalter	 von	
bundesweit	 verbreitetem	 Rundfunk	 ihr	 barriere-
freies	Angebot	verbessern.

2.	 Die	fi	nanziellen	Auswirkungen	des	Modellwech-
sels	 bei	 der	 Finanzierung	 des	 öffentlich-rechtli-
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chen	Rundfunks	werden	mit	dem	19.	KEF-Bericht	
festgestellt.	Unmittelbar	anschließend	werden	die	
Länder	 auf	 dieser	 Grundlage	 eine	 Evaluierung	
durchführen.	 Die	 Evaluierung	 soll	 unter	 Mitwir-
kung	 einer	 unabhängigen	 Stelle,	 die	 durch	 öf-
fentliche	Ausschreibung	ermittelt	wird,	erfolgen.	
Die	 Evaluierung	 umfasst	 insbesondere	 die	 Ent-
wicklung	der	Erträge	aus	dem	Rundfunkbeitrag,	
die	 jeweiligen	 Anteile	 der	 privaten	 Haushalte,	
der	 Privatwirtschaft	 und	 der	 öffentlichen	 Hand	
am	 Gesamtertrag.	 Dabei	 werden	 auch	 die	 Not-
wendigkeit	 und	 Ausgewogenheit	 der	 Anknüp-
fungstatbestände,	darunter	die	Beitragspfl	icht	für	
Kraftfahrzeuge,	geprüft.

3.	 Auf	der	Basis	des	19.	KEF-Berichts	und	der	aktu-
alisierten	Zahlen	soll	auch	die	Frage	der	Werbung	
und	 des	 Sponsorings	 im	 öffentlich-rechtlichen	
Rundfunk	 entschieden	 werden.	 Dabei	 soll	 auch	
die	 Frage	 einer	 stufenweise	 weiteren	 Reduzie-
rung	behandelt	werden.	Gleichzeitig	nehmen	die	
Länder	in	Aussicht,	die	Auswirkungen	der	in	§	16	
Abs.	6	Halbsatz	2	des	Rundfunkstaatsvertrages	vor-
gesehenen	 Beschränkung	 der	 Sponsoring-Mög-
lichkeiten	 im	 öffentlich-rechtlichen	 Rundfunk	 zu	
prüfen.	 Dabei	 soll	 insbesondere	 geprüft	 werden,	
ob	eine	valente	Sportberichterstattung	auch	über	
bedeutende	 regionale,	 nationale	 und	 internatio-
nale	Sportereignisse	jenseits	des	Katalogs	des	§	4	
Abs.	2	des	Rundfunkstaatsvertrages,	entsprechen-
de	Refi	nanzierungsmöglichkeiten	der	betroffenen	
Sportverbände	 und	 die	 Wettbewerbsfähigkeit	
Deutschlands	 bei	 der	 Bewerbung	 um	 internatio-
nale	Sportereignisse	nach	wie	vor	gewahrt	sind.

4.	 Die	Länder	werden	ferner	überprüfen,	inwieweit	die	
ARD	ihre	Zusagen	hinsichtlich	eines	internen	Leis-

tungsausgleichs	umgesetzt	hat	(insbesondere	Punkt	
I.	6.	Spstr.	3	der	Eckpunkte	zur	Neuordnung	der	Fi-
nanzierung	des	öffentlich-rechtli	chen	Rundfunks).

Protokollerklärung der Freien und Hansestadt Ham-
burg, des Landes Niedersachsen, des Freistaates 
Sachsen und des Landes Sachsen-Anhalt

Die	Freie	und	Hansestadt	Hamburg,	das	Land	Nieder-
sachsen,	der	Freistaat	Sachsen	und	das	Land	Sachsen-
Anhalt	 unterstreichen,	 dass	 für	 die	 Akzeptanz	 des	
neuen	 Finanzierungssystems	 eine	 aufkommensneu-
trale	 Gestaltung	 entschei	dend	 ist.	 Etwaige	 im	 Zuge	
der	 Neuordnung	 der	 Rundfunkfi	nanzierung	 entste-
hende	Mehreinnahmen	werden	da	her	für	eine	Redu-
zierung	der	Belastung	von	Bürgern	und	Unternehmen	
genutzt	werden.

Die	 Systemumstellung	 auf	 die	 Haushalts-	 und	 Be-
triebsstättenabgabe	 entlastet	 die	 öffentlich-rechtli-
chen	 Rundfunkanstalten	 nicht	 davon,	 Qualität	 und	
Umfang	ihrer	Angebote	fortlaufend	kritisch	zu	über-
prüfen	und	sich	dabei	 im	 Interesse	des	Beitragszah-
lers	an	einer	engen	Defi	nition	des	Grundversorgungs-
auftrags	zu	orientieren.

Protokollerklärung des Landes Schleswig-Holstein

Das	 Land	 Schleswig-Holstein	 erklärt	 ergänzend	 zu	
Ziffer	2	der	Protokollerklärung	aller	Länder:	„Ziel	ist	
es,	 letztere	 entweder	 ganz	 entfallen	 zu	 lassen	 oder	
in	die	Beitragsstaffelung	nach	§	5	zu	integrieren,	zu-
mal	die	Nicht-Veranlagung	nicht	privat	genutzter	Kfz	
insbesondere	auch	den	Verwaltungsaufwand	bei	der	
GEZ	und	bei	den	Betroffenen	reduzieren	wird.
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215-4-1-1-I

Elfte Verordnung 
zur Änderung der 

Katastrophenschutzfondsverordnung

Vom 20. Mai 2011

Auf	Grund	des	Art. 12	Abs. 4	Satz 2	des	Bayerischen	
Katastrophenschutzgesetzes	 (BayKSG)	 vom	 24.	 Juli	
1996	(GVBl	S.	282, BayRS 215-4-1-I),	zuletzt	geändert	
durch	Gesetz	vom	27. Juli 2009	(GVBl	S. 392),	erlässt	
das	Bayerische	Staatsministerium	des	Innern	im	Ein-
vernehmen	 mit	 dem	 Bayerischen	 Staatsministerium	
der	Finanzen	folgende	Verordnung:

§ 1

§ 1	der	Verordnung	über	die	Beiträge	zum	Fonds	
zur	 Förderung	 des	 Katastrophenschutzes	 (Katastro-
phenschutzfondsverordnung – KfV)	vom	2. März 1997	
(GVBl  S.  51,	 BayRS  215-4-1-1-I),	 zuletzt	 geändert	
durch	Verordnung	vom	21. April 2009	(GVBl S. 205),	
erhält	folgende	Fassung:

„§	1
Die	 Beiträge	 zum	 Katastrophenschutzfonds	 wer-

den	wie	folgt	festgesetzt:

Für	die	Jahre 2011	und	2012	auf

1.	 je	1	620	000 €	für	den	Freistaat	Bayern,

2.	 je	 810	 000  €	 für	 die	 Landkreise	 und	 kreisfreien	
Gemeinden	zusammen.“

§ 2

Diese	Verordnung	tritt	mit	Wirkung	vom	1. Januar 
2011	in	Kraft.

München,	den	20.	Mai	2011

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Joachim		H	e	r	r	m	a	n	n	,		Staatsminister

215-4-1-1-I

Elfte Verordnung  
zur Änderung der  

Katastrophenschutzfondsverordnung

Vom 20. Mai 2011

932-1-3-W

Verordnung  
zur Durchführung des  

Bayerischen Eisenbahn- und Seilbahngesetzes  
(Seilbahnverordnung – SeilbV)

Vom 15. Juni 20111), 2), 3), 4)
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932-1-3-W

Verordnung 
zur Durchführung des 

Bayerischen Eisenbahn- und Seilbahngesetzes 
(Seilbahnverordnung – SeilbV)

Vom 15. Juni 20111), 2), 3), 4)

Auf	Grund	des	Art.	39	Abs.	2	Satz	1	des	Gesetzes	
über	die	Rechtsverhältnisse	der	nichtbundeseigenen	
Eisenbahnen	und	der	Seilbahnen	 in	Bayern	 (Bayeri-
sches	 Eisenbahn-	 und	 Seilbahngesetz	 –	 BayESG)	 in	
der	Fassung	der	Bekanntmachung	vom	9.	August	2003	
(GVBl	S.	598,	BayRS	932-1-W),	geändert	durch	Gesetz	
vom	 23.	 Juli	 2010	 (GVBl	 S.	 324),	 erlässt	 das	 Bayeri-
sche	 Staatsministerium	 für	 Wirtschaft,	 Infrastruktur,	
Verkehr	und	Technologie	folgende	Verordnung:

§	1

Geltungsbereich

Diese	Verordnung	gilt	 für	Seilbahnen,	soweit	sie	
den	Bestimmungen	des	Bayerischen	Eisenbahn-	und	
Seilbahngesetzes	(BayESG)	unterliegen.

§	2

Bau-	und	Betriebsgenehmigung

(1)	 Der	 Antrag	 auf	 Genehmigung	 zum	 Bau	 und	
Betrieb	einer	Seilbahn	(Art.	21	Abs.	1	Satz	1	BayESG)	
hat	zu	enthalten

1.	 die	Bezeichnung	und	den	Sitz	des	Unternehmens,	
bei	 natürlichen	 Personen	 außerdem	 Geburtstag	
und	Geburtsort	der	Unternehmer,	bei	juristischen	

Personen	Geburtstag	und	Geburtsort	der	nach	Ge-
setz	oder	Satzung	vertretungsberechtigten	Perso-
nen,	 den	 Gesellschaftsvertrag	 einschließlich	 Sat-
zung	und	einen	Auszug	aus	dem	Handelsregister;

2.	 einen	 Landkartenausschnitt	 (Maßstab	 1:25 000),	
auf	dem	die	Linienführung	der	geplanten	Anlage	
durch	eine	rote	Linie	und	die	beabsichtigten	Hal-
teorte	 (Berg-	 und	 Talstation,	 Zwischenstationen)	
in	einfacher	Weise	gekennzeichnet	sind;	

3.	 einen	 Lageplan	 (aufgestellt	 auf	 Grund	 der	 amt-
lichen	 Flurkarte,	 Maßstab	 1:5 000),	 in	 dem	 ins-
besondere	die	Bahnachse,	die	Stationen	mit	Zu-
fahrten,	die	Parkplätze,	die	Stützen	und	die	von	
der	 Anlage	 berührten	 oder	 gekreuzten	 Seilbah-
nen,	 Eisenbahnen,	 Straßen,	 Wege	 und	 sonsti-
gen	 Verkehrsanlagen,	 Wasserläufe,	 elektrischen	
Leitungen,	Öl-,	Gas-	und	Wasserleitungen	sowie	
Waldbestände	 und	 die	 Stromzuführungsleitung	
eingetragen	sind;	

4.	 einen	vorläufi	gen	Längenschnitt;	

5.	 einen	 allgemeinen	 technischen	 Bericht	 über	 die	
Anlage,	 insbesondere	über	Bauart	und	Betriebs-
weise,	 über	 Kreuzungen	 mit	 Seilbahnen,	 Eisen-
bahnen,	Straßen,	Wegen	und	sonstigen	Verkehrs-
anlagen,	 Wasserläufen,	 elektrischen	 Leitungen,	
Öl-,	 Gas-	 und	 Wasserleitungen,	 über	 die	 Stati-
onsbauten	mit	 ihren	Zufahrtstraßen,	Parkplätzen	
und	 Zugängen,	 über	 Stützen,	 maschinen-	 und	
elektrotechnische	 Einrichtungen	 (Haupt-	 und	
Notantrieb,	 Seile,	 Spannvorrichtungen	 usw.),	
Fahrzeuge,	Oberbau,	Unterbau,	Überbrückungen	
und	Stützmauern,	Gleise,	Streckenausrüstungen,	
Sicherheitseinrichtungen,	 Fernmelde-	 und	 Sig-
nalanlagen,	 Einrichtungen	 und	 Maßnahmen	 zur	
Bergung	der	Fahrgäste;	

6.	 Angaben	über	Steinschlag-,	Lawinen-	und	Was-
sergefahr;	gegebenenfalls	sind	geeignete	Schutz-
maßnahmen	vorzuschlagen;	

7.	 Angaben	über	den	Baugrund	 (Bodenart)	 an	den	
vorgesehenen	Standorten	der	Streckenbauwerke,	
Überbrückungen,	Stützmauern,	Stützen	und	Sta-
tionen,	bei	Standseilbahnen	auch	der	Bahnstrecke;	

8.	 bei	 Seilschwebebahnen	 und	 Schleppliften	 An-
gaben	 über	 die	 meteorologischen	 Verhältnisse	
(Hauptwindrichtung	und	Häufi	gkeit	der	Windge-
schwindigkeiten);	

1)	 Diese	 Verordnung	 dient	 der	 Umsetzung	 der	 Richtlinie	
2000/9/EG	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	
20.	 März	 2000	 über	 Seilbahnen	 für	 den	 Personenverkehr	
(ABl	L	106	S.	21).

2)	 §§	13	und	15	dieser	Verordnung	dienen	der	Umsetzung	der	
Verordnung	 (EG)	 Nr.  765/2008	 des	 Europäischen	 Parla-
ments	und	des	Rates	vom	9.	Juli	2008	über	die	Vorschriften	
für	die	Akkreditierung	und	Marktüberwachung	im	Zusam-
menhang	mit	der	Vermarktung	von	Produkten	und	zur	Auf-
hebung	der	Verordnung	(EWG)	Nr.	339/93	des	Rates	 (ABl	
L	218	S.	30).

3)	 §	7	dieser	Verordnung	dient	der	Umsetzung	der	Richtlinie	
2005/36/EG	 des	 Europäischen	 Parlaments	 und	 des	 Rates	
vom	7.	September	2005	über	die	Anerkennung	von	Berufs-
qualifi	kationen	(ABl	L	255	S.	22,	ber.	2007	L	271	S.	18,	2008	
L	93	S.	28,	2009	L	33	S.	49),	zuletzt	geändert	durch	Verord-
nung	(EU)	Nr. 213/2011	vom	3. März	2011	(ABl	L 59	S. 4).

4)	 Die	 Verpfl	ichtungen	 der	 Richtlinie	 98/34/EG	 des	 Europä-
ischen	 Parlaments	 und	 des	 Rates	 vom	 22.	 Juni	 1998	 über	
ein	Informationsverfahren	auf	dem	Gebiet	der	Normen	und	
technischen	Vorschriften	und	der	Vorschriften	für	die	Dienste	
der	Informationsgesellschaft	(ABl	L	204	S.	37),	zuletzt	geän-
dert	durch	Richtlinie	2006/96/EG	vom	20.	November	2006	
(ABl	L	363	S.	81),	sind	beachtet	worden.

932-1-3-W

Verordnung  
zur Durchführung des  

Bayerischen Eisenbahn- und Seilbahngesetzes  
(Seilbahnverordnung – SeilbV)

Vom 15. Juni 20111), 2), 3), 4)
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9.	 die	für	die	naturschutzrechtliche	Beurteilung	not-
wendigen	naturschutzfachlichen	Unterlagen.	Re-
gelmäßig	 ist	 hierzu	 ein	 landschaftspfl	egerischer	
Begleitplan	gemäß	§	17	Abs.	4	des	Gesetzes	über	
Naturschutz	 und	 Landschaftspfl	ege	 (Bundesna-
turschutzgesetz	 –	 BNatSchG)	 vom	 29.	 Juli	 2009	
(BGBl	 I	 S.  2542)	 erforderlich,	 soweit	 die	 Kreis-
verwaltungsbehörde	hierauf	nicht	verzichtet	und	
weniger	 umfangreiche	 Unterlagen	 für	 ausrei-
chend	 erachtet.	 Wenn	 der	 Bau	 oder	 der	 Betrieb	
einer	 Seilbahn	 geeignet	 ist,	 ein	 Gebiet	 von	 ge-
meinschaftlicher	 Bedeutung	 (FFH-Gebiet)	 oder	
ein	Europäisches	Vogelschutzgebiet	erheblich	zu	
beeinträchtigen,	 ist	 eine	 Verträglichkeitsstudie	
vorzulegen	 (§	 34	 Abs.	 1	 Satz	 3	 BNatSchG).	 Die	
Belange	des	Artenschutzes	sind	im	Rahmen	einer	
artenschutzrechtlichen	Untersuchung	zu	berück-
sichtigen.	 Das	 Ergebnis	 der	 Untersuchung	 und	
erforderliche	 Vermeidungs-	 und	 vorgezogene	
Ausgleichsmaßnahmen	 sind	 regelmäßig	 im	 lan-
despfl	egerischen	Begleitplan	darzustellen.

10.	 Unterlagen,	die	den	Anforderungen	des	Art.	78e	
des	 Bayerischen	 Verwaltungsverfahrensgesetzes	
entsprechen,	 wenn	 für	 die	 Errichtung	 der	 Seil-
bahn	 eine	 Umweltverträglichkeitsprüfung	 erfor-
derlich	ist.

(2)	 1Die	 Kreisverwaltungsbehörde	 kann	 auf	 die	
Vorlage	 einzelner	 Unterlagen	 verzichten.	 2Sie	 kann,	
soweit	dies	für	die	Beurteilung	des	Antrags	erforder-
lich	ist,	weitere	Unterlagen	und	Nachweise	verlangen.

(3)	 1Antrag	 und	 Unterlagen	 gemäß	 Abs.	 1	 sind	
für	Seilbahnen	des	öffentlichen	Personenverkehrs	 in	
sechsfacher	 Fertigung,	 für	 Seilbahnen	 des	 nichtöf-
fentlichen	Personenverkehrs,	des	öffentlichen	Güter-
verkehrs	und	für	Schlepplifte	in	dreifacher	Fertigung	
einzureichen;	die	Kreisverwaltungsbehörde	kann	Ab-
weichendes	 bestimmen.	 2Eine	 Fertigung	 wird	 dem	
Unternehmer	mit	dem	Bescheid	über	den	Antrag	mit	
Genehmigungsstempel	zurückgegeben.

(4)	 1Antrag	 und	 technische	 Unterlagen	 müssen	
mit	 Datum	 versehen	 sowie	 vom	 Antragsteller	 und	
vom	Entwurfsverfasser	unterzeichnet	sein.	2Die	tech-
nischen	Unterlagen	sind	im	Format	DIN A 4	(210 x 297	
mm)	 oder	 nach	 DIN 824	 auf	 dieses	 Format	 gefaltet	
einzureichen.

(5)	1Wird	für	einen	nichtortsfesten	Schlepplift	die	
Bau-	 und	 Betriebsgenehmigung	 für	 mehrere	 Auf-
stellungsplätze	 im	 Bereich	 verschiedener	 Kreisver-
waltungsbehörden	 beantragt,	 ist	 über	 den	 Antrag	
im	 Einvernehmen	 mit	 den	 betroffenen	 Kreisverwal-
tungsbehörden	 zu	 entscheiden.	 2Die	 Zahl	 der	 ein-
zureichenden	 Fertigungen	 nach	 Abs.	 3	 erhöht	 sich	
entsprechend	der	Zahl	der	zu	beteiligenden	Kreisver-
waltungsbehörden.

(6)	 Für	 den	 Antrag	 auf	 Genehmigung	 einer	 Än-
derung	der	Anlage,	die	die	Bau-	und	Betriebsgeneh-
migung	betrifft,	z.B.	Änderungen	der	Linienführung,	
Verlegung	der	Stationen,	Änderung	der	Betriebswei-
se,	gelten	Abs.	1	bis	5	entsprechend.

§	3

Technische	Änderung

(1)	 1Die	 Anzeige	 von	 technischen	 Änderungen	
(Art.	23	Abs.	1	BayESG)	ist	mit	einer	Beschreibung	in	
zweifacher	Fertigung	bei	der	 technischen	Aufsichts-
behörde	 einzureichen,	 wenn	 gleichzeitig	 eine	 Prüf-
bescheinigung	 gemäß	 Art.	 20	 Abs.	 8	 BayESG	 über	
die	 Prüfung	 der	 technischen	 Unterlagen	 vorgelegt	
wird,	 sonst	 in	 dreifacher	 Fertigung;	 die	 technische	
Aufsichtsbehörde	 kann	 Abweichendes	 bestimmen.	
2Die	Anzeige	hat	Aufschluss	über	die	Auswirkungen	
der	technischen	Änderung	auf	den	Betrieb	zu	geben.	
3Mit	der	Anzeige	der	beabsichtigten	Erneuerung	ei-
nes	Seils	bei	Seilschwebebahnen	oder	Standseilbah-
nen	sind	die	Bestellangaben	für	das	neue	Seil	einzu-
reichen.	 4Beim	 Wechsel	 von	 baugleichen	 Seilen	 bei	
Schleppliften	 sind	 lediglich	 das	 Werksprüfzeugnis	
bzw.	die	EG-Konformitätsbescheinigung	und,	 soweit	
es	sich	um	gespleißte	Seile	handelt,	das	Spleißattest	
vorzulegen.

(2)	1Nicht	anzeigepfl	ichtig	sind	insbesondere:

1.	 der	 Austausch	 von	 Bauteilen,	 soweit	 diese	 Teile	
im	 ursprünglichen	 Zustand	 den	 Bauvorschriften	
entsprochen	haben	und	sie	durch	Teile	derselben	
Ausführung	 und	 Werkstoffgüte	 ersetzt	 werden;	
hierunter	fällt	der	Austausch	von	Bauteilen	von

a)	 Antrieben	und	Bremsen	(z.B.	Bremsbelägen,	
Getrieben	und	Kupplungen,	Wellen,	Achsen,	
Lagern	und	Zahnrädern),

b)	 mechanischen	 Einrichtungen	 (z.B.	 Rollen,	
Fütterungen	von	Scheiben	und	Rollen),

c)	 Fahrzeugen	(z.B.	festen	Klemmen	und	selbst-
tätigen	Klemmvorrichtungen,	nichttragenden	
Teilen	der	Fahrzeuge)	und

d)	 elektrotechnischen	Einrichtungen	 (z.B.	elek-
trischen	Maschinen,	Geräten	und	Leitungen);

2.	 Unterhaltungsmaßnahmen,	 Schweißungen	 an	
nicht	 tragenden	 Teilen	 sowie	 Instandsetzungs-
arbeiten	 an	 Schutzbauten,	 wenn	 dadurch	 der	
Schutz	der	Bahn	nicht	vermindert	wird.	

§	4

Genehmigung	der	technischen	Planung

(1)	 1Der	 Antrag	 auf	 Genehmigung	 der	 techni-
schen	 Planung	 für	 eine	 Seilbahn	 ist	 bei	 der	 techni-
schen	 Aufsichtsbehörde	 einzureichen.	 2Der	 Antrag	
hat	zu	enthalten:

1.	 	 Unterlagen	zum	Gesamtsystem

a)	einen	 zusammenfassenden	 technischen	 Be-
richt	über	die	Seilbahn	mit	Angabe	der	Sys-
temdaten	gemäß	Art.	1	Abs.	5	der	Richtlinie	
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2000/9/EG	des	Europäischen	Parlaments	und	
des	Rates	vom	20.	März	2000	über	Seilbahnen	
für	den	Personenverkehr	(ABl L 106	S. 21);

b)	eine	Sicherheitsanalyse	gemäß	Art.	4	Abs.	1	
in	 Verbindung	 mit	 Anhang	 III	 der	 Richtlinie	
2000/9/EG	 und	 den	 entsprechenden	 Sicher-
heitsbericht	nach	Art.	4	Abs.	2	in	Verbindung	
mit	Anhang	III	der	Richtlinie	2000/9/EG;

2.	 	 Unterlagen	für	die	Linienführung	

a)	Längenschnitt	(in	der	Regel	im	Maßstab	1:500	
oder	 1:1 000,	 bei	 längeren	 Anlagen	 1:2 500)	
mit	 Angabe	 des	 Geländes	 sowie	 der	 Entfer-
nungen	 und	 Höhenlagen	 der	 Streckenbau-
werke	und	Halteorte.	Der	Längenschnitt	hat	
ferner	 in	 einfachen	 Linien	 und	 mit	 Namen	
bezeichnet	 alle	 Kreuzungen	 mit	 Seilbahnen,	
Eisenbahnen,	Straßen,	Wegen	und	sonstigen	
Verkehrsanlagen,	Wasserläufen,	elektrischen	
Leitungen,	 Öl-,	 Gas-	 und	 Wasserleitungen,	
überfahrene	 Waldbestände,	 Bauten	 usw.	 zu	
enthalten.	
Für	 Seilschwebebahnen	 müssen	 außerdem	
enthalten	sein:
–		die	Leerseillinien	von	Trag-,	Zug-	oder	För-

derseilen;	
–		der	 Luftweg	 der	 Fahrzeugunterkanten	 bei	

den	größten	auftretenden	Seildurchhängen	
in	allen	Spannfeldern	einschließlich	des	Ab-
stands	der	Fahrzeugunterkante	von	den	 in	
Satz 2	genannten	Anlagen;

–		bei	 Zweiseilbahnen	 auch	 die	 Grenzlagen	
des	Zugseiles	und,	falls	vorhanden,	weiterer	
Seile,	 wie	 Bremsseil	 oder	 Hilfsseil	 in	 allen	
Spannfeldern;	

b)	Querschnitte	 der	 Strecke,	 insbesondere	 für	
die	 Begegnung	 von	 Fahrzeugen	 sowie	 an	
den	Streckenbauwerken,	 in	Querneigungen,	
auf	 Brücken,	 Dämmen,	 Aufschüttungen	 und	
in	Einschnitten	und,	bei	Zweiseilbahnen,	 für	
den	 Abstand	 der	 Fahrzeuge	 vom	 Zug,	 und	
bzw.	oder	Gegenseil	der	Gegenfahrbahn	bei	
ungünstigen	 Verhältnissen	 sowie	 für	 solche	
Stellen,	 an	 denen	 der	 lichte	 Raum	 für	 die	
Fahrzeuge	oder	Seile	durch	Hindernisse,	wie	
Gebäude,	 Felsen	 usw.	 seitlich	 begrenzt	 ist	
(Maßstab	1:50	oder	1:100);	

c)	 Berechnung	 des	 Längenschnitts,	 bei	 Stand-
seilbahnen	 auch	 des	 Ober-	 und	 Unterbaus;	
Nachweis	 der	 Seilkräfte,	 der	 Seilneigungen	
und	der	Aufl	agekräfte	an	den	Unterstützun-
gen,	 des	 Querbelastungsverhältnisses	 und	
des	 Rollenlastverhältnisses	 sowie	 des	 Licht-
raumprofi	ls;	 Berechnung	 der	 Durchhänge,	
der	Spannwege,	der	größten	Antriebsleistung	
und	 der	 erforderlichen	 Bremswirkung	 sowie	
der	gesicherten	Aufnahme	der	Umfangskraft;	

d)	Berechnungen	 zu	 den	 Querschnitten	 nach	
Buchst.	b;	

e)	bei	 Vorhandensein	 einer	 Hilfsseilbahn	 zur	
Bergung	längs	des	Seiles:
Berechnung	des	Längenschnitts	für	das	Hilfs-
seil,	Nachweis	der	Seilkräfte,	der	Seilneigun-
gen	und	der	Aufl	agekräfte	an	den	Unterstüt-
zungen,	des	Abstands	vom	Tragseil	oder	vom	
Förderseil,	 gegebenenfalls	 der	 Be-	 und	 Ent-
lastung	 der	 Hilfskabine	 durch	 das	 Hilfsseil	
und	 das	 Zugseil,	 des	 Spannwegs,	 der	 größ-
ten	 Antriebsleistung	 und	 der	 erforderlichen	
Bremswirkung	sowie	der	gesicherten	Aufnah-
me	der	Umfangskraft;	

3.	 	 Unterlagen	für	die	Stationsbauwerke	

a)	Übersichtszeichnungen	für	die	Stationen;	sie	
müssen	 insbesondere	 enthalten	 die	 Anord-
nung	aller	betriebswichtigen	Teile,	den	Licht-
raum	für	die	Fahrzeuge	bzw.	Schleppvorrich-
tungen	 (soweit	 Seildurchhänge	 hierfür	 von	
Bedeutung	 sind,	 ist	 der	 rechnerische	 Nach-
weis	des	Lichtraums	gegen	den	Boden	für	die	
Ein-	und	Aussteigeplätze	in	den	Stationen	zu	
erbringen),	bei	Schleppliften	die	Vorkehrun-
gen	 für	den	Bügeleinzug	nach	dem	Ausstei-
gen;	 Zu-	 und	 Abgangsmöglichkeiten	 für	 die	
beförderten	 Personen,	 Gestaltung	 der	 Ein-	
und	 Aussteigestellen,	 bei	 Schleppliften	 ein-
schließlich	 etwaiger	 Anbügelvorrichtungen	
und	der	Abzäunungen;	bei	Anlagen	mit	kup-
pelbaren	 Klemmen	 Länge	 des	 Bremswegs,	
der	bei	Störung	 im	Ein-	bzw.	Auskuppelvor-
gang	zur	Verfügung	steht;	die	Anordnung	der	
Spanneinrichtungen;

b)	Zeichnungen,	 Berechnungen	 und	 Beschrei-
bungen	für	die	Stationsbauwerke	einschließ-
lich	 der	 Fundamente	 der	 Antriebe,	 der	 Ver-
ankerungen	 der	 Seilscheibenlagerungen,	
Seilendbefestigungen	 und	 Spanneinrichtun-
gen	 und	 für	 die	 Spanngewichtsschächte	 so-
wie	der	Bewehrungen;	

4.	 	 Unterlagen	für	die	Streckenbauwerke	

a)	Übersichtszeichnungen	 für	 die	 Stützen	 und	
weiterer	 Streckenbauwerke;	 Darstellung	 der	
Lichtraumverhältnisse,	 auch	 der	 ausgepen-
delten	 Fahrzeuge	 bzw.	 Schleppvorrichtun-
gen,	etwaiger	Führungen	und	der	Einrichtun-
gen	zum	Abheben	der	Seile;	

b)	Zeichnungen,	 Berechnungen	 und	 Beschrei-
bungen	 für	 die	 Stützen	 und	 weiterer	 Stre-
ckenbauwerke	 mit	 ihrer	 Lage	 im	 Gelände,	
ihren	 Fundamenten,	 Bewehrungen	 und	 An-
kern;	

5.	 	 Unterlagen	für	die	Seile	und	die	Seilverbindun-
gen	

a)	Machart	der	Seile;	

b)	Zeichnungen	 und	 Beschreibungen	 für	 die	
Seile,	 Seilverbindungen,	 Seilendbefestigun-
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gen	(z.B.	Vergusskupplungen,	Vergussköpfe)	
und	Anschlussteile;	

6.	 	 Unterlagen	für	die	Antriebe	und	die	Bremsen	

a)	Übersichtszeichnungen	 für	die	Antriebe	und	
die	Bremsen,	in	denen	die	technischen	Daten	
der	einzelnen	Bauelemente	angegeben	sind;	

b)	Zeichnungen	 und	 Beschreibungen	 der	 An-
triebe	mit	Benennung	der	Leistungsdaten	und	
der	 Treibfähigkeit	 sowie	 der	 mechanischen	
Beanspruchung	der	Bauelemente;	

c)	 Zeichnungen	und	Beschreibungen	für	die	Be-
triebsbremsen	und	für	die	Sicherheitsbremse	
mit	Benennung	der	Bremswirkung	sowie	der	
mechanischen	 Beanspruchung	 der	 Bauele-
mente;

d)	bei	Seilschwebe-	und	Standseilbahnen	Zeich-
nungen	und	Beschreibungen	für	die	mechani-
schen	Fahrbildanzeiger	und	Programmgeber	
(Kopierwerke)	einschließlich	ihrer	Antriebe;	

7.	 	 Unterlagen	für	die	mechanischen	Einrichtungen

7.1	 Unterlagen	für	die	Seilspanneinrichtungen

a)	Zeichnungen	 und	 Beschreibungen	 für	 die	
Traggerüste	von	Spanneinrichtungen;

b)	Zeichnungen	und	Beschreibungen	der	Spann-
einrichtungen;	

7.2	 Unterlagen	für	die	mechanischen	Einrichtungen	
in	den	Stationen

a)	Zeichnungen	und	Beschreibungen	für	die	Seil-
scheiben	 und	 Seiltrommeln	 einschließlich	 ih-
rer	Achsen	bzw.	Wellen	und	deren	Lagerung;	
zeichnerische	 Darstellung	 der	 Lichtraumver-
hältnisse;	bei	Einseilbahnen	mit	 festen	Klem-
men	 Darstellung	 des	 Klemmenübergangs	
bezüglich	Seilablenkung,	Lichtraum	und	Fahr-
zeugführung;	 bei	 Schleppliften	 Darstellung	
des	 Klemmenübergangs	 bezüglich	 Seilablen-
kung,	Lichtraum	und	Gehängeführung;

b)	Zeichnungen	 und	 Beschreibungen	 der	 Seil-
rollen	 und	 Rollenwiegen	 einschließlich	 ihrer	
Achsen	bzw.	Wellen,	deren	Lagerung	und	ih-
rer	Anordnung;	zeichnerische	Darstellung	der	
Lichtraumverhältnisse	 gegenüber	 Klemme	
und	Gehänge;	Darstellung	der	Einrichtungen	
zur	Sicherung	der	Seilführung;	

c)	 Zeichnungen	 und	 Beschreibungen	 für	 die	
Traggerüste	 von	 Antrieben,	 Seilscheibenver-
lagerungen,	 Seilendbefestigungen	 sowie	 für	
die	Ein-	und	Auslaufstrecken	bei	Bahnen	mit	
kuppelbaren	Klemmen;	

d)	bei	Standseil-	und	Seilschwebebahnen	Zeich-
nungen	 und	 Beschreibungen	 der	 Ein-	 und	

Auskuppeleinrichtungen	 mit	 Darstellung	
des	Ablaufs	des	Ein-	und	des	Auskuppelvor-
gangs	sowie	der	Anordnung	und	Wirkung	der	
Prüfeinrichtungen;	 bei	 Schleppliften	 Zeich-
nungen	 und	 Beschreibungen	 der	 Anbügel-
vorrichtungen;	

7.3	 Unterlagen	für	die	mechanischen	Einrichtungen	
der	Streckenbauwerke

a)	Zeichnungen	 und	 Beschreibungen	 für	 die	
Seilscheiben	 einschließlich	 ihrer	 Achsen	
bzw.	Wellen	und	deren	Lagerung;	zeichneri-
sche	 Darstellung	 der	 Lichtraumverhältnisse;	
bei	 Einseilbahnen	 mit	 festen	 Klemmen	 und	
Schleppliften	Darstellung	des	Klemmenüber-
gangs	 be	züglich	 Seilablenkung,	 Lichtraum	
und	Fahrzeug-	bzw.	Gehängeführung;	

b)	Zeichnungen	 und	 Beschreibungen	 der	 Seil-
rollen	 und	 Rollenwiegen	 einschließlich	 ihrer	
Achsen	bzw.	Wellen,	deren	Lagerung	und	ih-
rer	Anordnung;	zeichnerische	Darstellung	der	
Lichtraumverhältnisse	 gegenüber	 Klemme	
und	Gehänge;	Darstellung	der	Einrichtungen	
zur	Sicherung	der	Seilführung;	

c)	 bei	Seilschwebebahnen	Zeichnungen	und	Be-
schreibungen	 der	 Tragseilschuhe	 einschließ-
lich	 ihrer	 Befestigung	 sowie	 Darstellung	 der	
Lichtraumverhältnisse	 gegenüber	 dem	 Lauf-
werk	und	dem	Gehänge;	

d)	Zeichnungen	 und	 Beschreibungen	 weiterer	
Streckenausrüstungen,	 wie	 der	 Einrichtun-
gen	 zum	 Abheben	 der	 Seile,	 etwaiger	 Füh-
rungen	sowie	der	Podeste	und	Leitern;	

8.	 	 Unterlagen	für	die	Fahrzeuge

a)	Übersichtszeichnung	 der	 Fahrzeuge	 und	 bei	
Standseilbahnen	 der	 Nachweis	 der	 Entglei-
sungssicherheit;	

b)	Zeichnungen	und	Beschreibungen	für	die	Ka-
binen,	 Wagen	 oder	 Sessel	 einschließlich	 der	
Sicherheitseinrichtungen,	 wie	 Türverriege-
lungen	oder	Schließbügel;	

c)	 Zeichnungen	 und	 Beschreibungen	 für	 die	
Gehänge	einschließlich	etwaiger	Dämpfungs-
einrichtungen;	

d)	Zeichnungen	 und	 Beschreibungen	 für	 die	
Laufwerke	 bzw.	 Fahrgestelle	 einschließlich	
Ermittlung	 der	 senkrechten	 und	 seitlichen	
Radlasten,	 Untersuchung	 der	 Änderung	 der	
Radlasten	bei	ungünstigen	Bremsvorgängen,	
beim	 Beschleunigen,	 Verzögern	 und	 Über-
fahren	 der	 Stützen	 sowie	 Zeichnungen	 und	
Beschreibungen	der	Fangbremsen	einschließ-
lich	Benennung	der	Bremswirkung;	

e)	Zeichnung	 und	 Beschreibung	 der	 Verbin-
dung	mit	dem	Seil;	bei	festen	Klemmen	bzw.	



275Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 12/2011 5Bayerisches	Gesetz-	und	Verordnungsblatt	Nr.	12/2011

kuppelbaren	Klemmen	einschließlich	Benen-
nung	der	Klemmkraft;

9.	 	 Unterlagen	für	die	Schleppvorrichtungen

a)	Übersichtszeichnung	der	Schleppvorrichtungen;	

b)	Zeichnungen	 und	 Beschreibungen	 für	 die	
Schleppgehänge	 einschließlich	 der	 Einzieh-
vorrichtungen	 und	 etwaiger	 Dämpfungsein-
richtungen;	

c)	 Zeichnung	und	Beschreibung	der	Verbindung	
mit	dem	Seil;	bei	Klemmen	einschließlich	Be-
nennung	der	Klemmkraft;

d)	Zeichnungen	und	Beschreibungen	für	weite-
re	Bauteile	von	Schleppvorrichtungen	soweit	
diese	nicht	unter	Buchst.	b	und	c	fallen;	

10.	 	 Unterlagen	 für	 die	 elektrotechnischen	 Einrich-
tungen	

a)	Übersichtsschaltpläne	und	Stromlaufpläne	für	
die	Steuerungs-,	Überwachungs-	und	Sicher-
heitseinrichtungen	einschließlich	der	elektri-
schen	Einrichtungen	der	Antriebe;	

b)	Beschreibung	der	Schaltpläne,	in	der	die	we-
sentlichen	Zusammenhänge	von	Steuerungs-,	
Überwachungs-	 und	 Sicherheitseinrichtun-
gen	 einschließlich	 der	 elektrischen	 Einrich-
tungen	der	Antriebe	dargestellt	sind;	

c)	 Pläne	für	die	Kommunikations-	und	Informa-
tionseinrichtungen;

d)	Beschreibung	zu	den	Plänen	nach	Buchst.	c;	

e)	Pläne	 für	 die	 Blitzschutzanlagen	 (Stationen,	
maschinelle	 Anlagen,	 Seile,	 Streckenbau-
werke)	 mit	 Angaben	 über	 den	 verwendeten	
Werkstoff	und	die	Länge	der	Erder;	

11.	 	 Unterlagen	für	die	Bergeeinrichtungen

a)	Zeichnungen	und	Beschreibungen	für	die	fes-
ten	Bergeeinrichtungen;

b)	Zeichnungen	und	Beschreibungen	für	die	be-
weglichen	Bergeeinrichtungen;

12.	 	 EG-Konformitätserklärungen	gemäß	Anhang	IV	
und	EG-Prüfbescheinigungen	gemäß	Anhang V	
der	Richtlinie	2000/9/EG	für	die	Sicherheitsbau-
teile;	

13.	 	 EG-Konformitätserklärungen	gemäß	Anhang	VI	
und	 EG-Prüfbescheinigungen	 gemäß	 Anhang	
VII	der	Richtlinie	2000/9/EG	für	Teilsysteme;	

14.	 	 Unterlagen	zum	vorbeugenden	und	abwehren-
den	Brandschutz	in	den	Stationen,	auf	der	Stre-
cke	und	in	den	Fahrzeugen;	

15.	 	 ergänzende	Unterlagen	zu	Nrn.	2	bis	14,	in	de-
nen	die	notwendigen	Betriebsbedingungen	und	
Betriebsbeschränkungen	festgelegt	und	die	voll-
ständigen	Angaben	im	Hinblick	auf	Instandhal-
tung,	Überwachung,	Einstellungen	und	Wartung	
enthalten	sind;	

16.	 	 gegebenenfalls	 weitere	 Unterlagen	 und	 Nach-
weise,	die	sich	aus	der	Anwendung	der	Richtlinie	
2000/9/EG	und	der	einschlägigen	europäischen	
Spezifi	kationen	ergeben,	wie	z.B.	Berichte	über	
die	im	Rahmen	der	Konformitätsbewertungsver-
fahren	nach	Art.	7	in	Verbindung	mit	Anhang	V	
und	Art.	10	 in	Verbindung	mit	Anhang	VII	der	
Richtlinie	 2000/9/EG	 durchgeführten	 Versuche	
und	Prüfungen;	

17.	 	 den	Kostenvoranschlag	 für	den	seilbahntechni-
schen	Teil	der	Anlage.	

(2)	Soweit	in	Abs.	1	Satz	2	Nrn.	5	bis	11	und	15	die	
Vorlage	technischer	Unterlagen	gefordert	ist,	die	be-
reits	Gegenstand	einer	Konformitätsbewertung	gemäß	
Anhang	V	bzw.	Anhang	VII	der	Richtlinie	2000/9/EG	
für	Sicherheitsbauteile	und	Teilsysteme	gewesen	sind	
und	 für	 welche	 die	 entsprechenden	 Konformitätser-
klärungen	 bzw.	 EG-Prüfbescheinigungen	 vorliegen,	
wird	eine	erneute	Prüfung	dieser	technischen	Unter-
lagen	nicht	durchgeführt.	

(3)	 1Die	 Unterlagen	 müssen	 prüffähig	 sein.	 2Auf	
die	 Vorlage	 ergänzender	 Berechnungen	 oder	 an-
derer	 Nachweise	 kann	 verzichtet	 werden,	 wenn	 die	
EG-Konformitätserklärungen	bzw.	EG-Prüfbescheini-
gungen	der	Sicherheitsbauteile	bzw.	Teilsysteme	die	
Schnittstellen	 zueinander	 und	 zur	 Infrastruktur	 aus-
reichend	genau	beschreiben.

(4)	Die	 technische	Aufsichtsbehörde	kann	 in	be-
gründeten	Fällen	Ausnahmen	von	einzelnen	Bestim-
mungen	des	Abs.	1	zulassen	und,	soweit	dies	für	die	
Beurteilung	des	Plans	erforderlich	ist,	weitere	Unter-
lagen	verlangen,	 insbesondere	über	die	geologische	
Beschaffenheit	 des	 Untergrunds	 der	 Stützen,	 Stre-
ckenbauwerke	 und	 Stationen,	 die	 meteorologischen	
Verhältnisse	(Hauptwindrichtung	und	Häufi	gkeit	der	
Wind	geschwindig	keiten)	und	über	die	Sicherheit	der	
Anlage	gegen	Steinschlag-,	Lawinen-	und	Wasserge-
fahr.

(5)	 1Der	Antrag	und	die	Unterlagen	nach	Abs.	1	
Satz	 2	 Nrn.	 1	 bis	 16	 sind	 in	 zweifacher	 Fertigung	
einzureichen;	 die	 technische	 Aufsichtsbehörde	 kann	
Abweichendes	 bestimmen.	 2Eine	 Fertigung	 der	 Un-
terlagen	nach	Abs.	1	Satz	2	Nrn.	1	bis	16	wird	dem	Un-
ternehmer	mit	dem	Bescheid	über	den	Antrag	zurück-
gegeben.	3Antrag	und	Unterlagen	müssen	mit	Datum	
versehen	sowie	vom	Antragsteller	und	vom	Entwurfs-
verfasser	 unterzeichnet	 sein.	 4Die	 Unterlagen	 nach	
Abs.	1	Satz	2	Nrn.	1	bis	16	müssen	mit	einer	Prüfbe-
scheinigung	gemäß	Art.	20	Abs.	8	BayESG	versehen	
sein.	 5Sämtliche	 Unterlagen	 sind	 im	 Format	 DIN A 4	
(210 x 297	mm)	oder	nach	DIN 824	auf	dieses	Format	
gefaltet	 einzureichen.	 6In	 den	 Übersichtszeichnun-
gen	 sind	 die	 wichtigsten	 Maße	 anzugeben.	 7Für	 die	
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Herstellung	der	Zeichnungen	sind	die	einschlägigen	
DIN-Normen	zu	beachten.

(6)	Der	Antrag	auf	Genehmigung	der	technischen	
Planung	 für	einen	Teil	 einer	Seilschwebebahn	 (Teil-
plangenehmigung)	hat	die	für	die	Prüfung	dieses	Teils	
erforderlichen	Unterlagen	zu	enthalten.

(7)	 Für	 die	 Zustimmung	 zur	 technischen	 Ände-
rung	gemäß	Art.	23	BayESG	gelten	Abs.	1	bis	6	ent-
sprechend.

§	5

Betriebseröffnung

(1)	 1Die	Zustimmung	zur	Eröffnung	des	Betriebs	
(Art.	25	Abs.	1	BayESG)	ist	vom	Unternehmer	bei	der	
technischen	 Aufsichtsbehörde	 zu	 beantragen.	 2Der	
Antrag	hat	zu	enthalten

1.	 eine	 Prüfbescheinigung	 gemäß	 Art.	 20	 Abs.	 8	
BayESG	über	die	Abnahme	nach	Art.	 25	 Abs.	 2	
Nr.	1	BayESG;	bei	der	Abnahme	sind	insbesonde-
re	zu	berücksichtigen:

a)	 Werkszeugnisse,	 Prüfungs-	 und	 Werksbe-
scheinigungen,	 Gewährleistungserklärun-
gen	sowie	sonstige	von	der	technischen	Auf-
sichtsbehörde	verlangte	Begutachtungen;	bei	
Seilschwebe-	und	Standseilbahnen	eine	Nie-
derschrift	 über	 die	 Durchführung	 eines	 Pro-
bebetriebs	unter	allen	Betriebsbedingungen;

b)	Nachweise	 im	Zusammenhang	mit	dem	vor-
beugenden	 und	 abwehrenden	 Brandschutz	
in	den	Stationen,	auf	der	Strecke	und	in	den	
Fahrzeugen;

c)	 Nachweise	 über	 entsprechende	 Sicherungs-
maßnahmen	 bei	 Kreuzungen	 oder	 Näherun-
gen	 mit	 Seil	bahnen,	 Eisenbahnen,	 Straßen,	
Wegen	und	sonstigen	Verkehrsanlagen,	Was-
serläufen,	 elektrischen	 Leitungen,	 Öl-,	 Gas-	
und	Wasserleitungen;

d)	 Nachweise	 über	 die	 Fertigstellung	 der	 nach	
anderen	 Vorschriften	 erstellten	 Bauten	 (z.B.	
Schutzbauten	 gegen	 Lawinen-,	 Steinschlag-	
und	Wassergefahr);

e)	 Nachweise	 über	 die	 Prüfung	 der	 überwa-
chungsbedürftigen	Anlagen	gemäß	§	2	Abs.	7	
in	Verbindung	mit	§	17	des	Geräte-	und	Pro-
duktsicherheitsgesetzes	(GPSG);

f)	 die	Dienstvorschriften	einschließlich	der	An-
gaben	 über	 die	 notwendigen	 Betriebsbedin-
gungen	 und	 Betriebsbeschränkungen	 sowie	
der	 vollständigen	 Angaben	 im	 Hinblick	 auf	
Instandhaltung,	Über	wachung,	Einstellungen	
und	 Wartung,	 Bergungsrichtlinien	 und	 die	
Brandschutzordnung	(§	6	Abs. 3);

g)	 Nachweise	über	die	Aufbewahrung	nachfol-
gender	 Unterlagen	 in	 Kopie	 bei	 der	 Anlage	
gemäß	Art.	11	Abs.	6	der	Richtlinie	2000/9/EG:	
Sicherheitsanalyse	 mit	 entsprechendem	 Si-
cherheitsbericht,	 EG-Konformitätserklärun-
gen	und	die	zugehörigen	technischen	Unter-
lagen	der	Sicherheitsbauteile	und	Teilsysteme	
nach	Anhang	I	der	Richtlinie	2000/9/EG;

2.	 Nachweise	 durch	 Bestätigung	 der	 Kreisverwal-
tungsbehörde	 über	 die	 Erfüllung	 der	 Nebenbe-
stimmungen	der	Bau-	und	Betriebsgenehmigung	
(Art.	21	Abs.	7	BayESG);

3.	 Nachweise	über	die	Erfüllung	der	Nebenbestim-
mungen	der	Genehmigung	der	 technischen	Pla-
nung	(Art.	24	Abs.	4	BayESG);

4.	 die	Bestellung	und	Bestätigung	eines	Betriebslei-
ters	und	mindestens	einer	Person	als	Stellvertre-
tung,	sofern	keine	Ausnahme	nach	Art.	30	Abs.	4	
BayESG	zugelassen	ist;	

5.	 die	 Bestätigung	 der	 Kreisverwaltungsbehör-
de	 über	 den	 Nachweis	 einer	 Haftpfl	ichtver-
sicherung	 oder	 der	 Mitgliedschaft	 in	 einer	
Versicherungsgemein	schaft	 (Art.	 31	 Abs.	 1	
BayESG,	§	8).

(2)	Die	Nachweise	nach	Abs.	1	Satz	2	Nrn.	1	bis	5	
sind	in	einfacher	Fertigung	vorzulegen;	die	technische	
Aufsichtsbehörde	kann	Abweichendes	bestimmen.	

(3)	Für	genehmigungspfl	ichtige	Änderungen	der	
Anlage	(Art.	25	Abs.	3	BayESG)	gelten	Abs.	1	und	2	
entsprechend.

§	6

Betriebsleiter	und	Betriebsbedienstete

(1)	 Betriebsleiter	 und	 stellvertretender	 Betriebs-
leiter	müssen	mindestens	21	Jahre	alt	 sowie	körper-
lich	und	geistig	für	ihre	Tätigkeit	geeignet	sein.

(2)	1Der	Unternehmer	hat	dem	Betriebsleiter	alle	
Befugnisse	 einzuräumen,	 die	 zur	 sicheren	 und	 ord-
nungsgemäßen	 Leitung	 des	 Seilbahnbetriebs	 not-
wendig	sind;	er	hat	ihn	bei	allen	mit	seinen	Aufgaben	
zusammenhängenden	Angelegenheiten	der	Betriebs-
führung	 zu	 beteiligen.	 2Dies	 gilt	 insbesondere	 auch	
für	die	Bemessung,	die	Auswahl	und	die	Verwendung	
der	Betriebsbediensteten.

(3)	1Der	Betriebsleiter	hat	die	für	die	Anlage	erfor-
derlichen	 Dienstvorschriften,	 Brandschutzordnungen	
und	 bei	 Seilschwebebahnen	 und	 Standseilbahnen	
Bergungsrichtlinien	 aufzustellen.	 2Die	 Dienstvor-
schriften	 sollen	 alle	 Einzelheiten	 der	 Diensthandha-
bung	enthalten	und	die	Bedienungs-	und	Wartungs-
vorschriften	des	Herstellers	berücksichtigen.	 3In	den	
Dienstvorschriften	sind	auch	die	notwendigen	Signale	
festzulegen.	 4Art	und	Umfang	der	Dienstvorschriften	
richten	sich	nach	den	Bedürfnissen	des	Betriebs.	5Die	
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Dienstvorschriften	 für	 Seilschwebe-	 und	 Standseil-
bahnen	und	die	Bergungsrichtlinien	sind	regelmäßig	
zu	aktualisieren	und	der	technischen	Aufsichtsbehör-
de	 in	 der	 jeweils	 geltenden	 Fassung	 unaufgefordert	
mitzuteilen.

(4)	1Der	Betriebsleiter	ist	für	die	dienstliche	Aus-	
und	Fortbildung	der	Betriebsbediensteten	verantwort-
lich.	 2Über	die	dienstliche	Aus-	und	Fortbildung	der	
Betriebsbediensteten	 von	 Seilschwebe-	 und	 Stand-
seilbahnen	sind	entsprechende	Nachweise	zu	führen.

(5)	 1Die	 Betriebsbediensteten	 müssen	 tauglich,	
ausgebildet,	mindestens	18	Jahre	alt	und	zuverlässig	
sein.	 2Die	 technische	Aufsichtsbehörde	kann	 für	un-
tergeordnete	Tätigkeiten	von	der	Einhaltung	der	Al-
tersgrenze	befreien.	 3Für	 jeden	Betriebsbediensteten	
von	Seilschwebe-	und	Standseilbahnen	ist	ein	Perso-
nalakt	zu	führen,	der	insbesondere	Ausbildungsgang,	
Art	 und	 Ergebnis	 abgelegter	 Prüfungen,	 Tauglich-
keitsnachweise	und	betriebliche	Maßregelungen	ent-
halten	muss.

(6)	Wenn	für	einen	Schlepplift	oder	für	eine	Seil-
bahn	 des	 nichtöffentlichen	 Personenverkehrs	 eine	
Ausnahme	von	der	Verpfl	ichtung,	einen	Betriebsleiter	
und	 einen	 stellvertretenden	 Betriebsleiter	 zu	 bestel-
len,	zugelassen	wurde	(Art.	30	Abs.	4	BayESG),	muss	
der	 Unternehmer,	 soweit	 er	 den	 Betrieb	 nicht	 selbst	
führt,	 eine	 geeignete,	 mindestens	 18	 Jahre	 alte	 Per-
son	bestellen,	die	für	den	ordnungsgemäßen	Betrieb	
einschließlich	der	Unterhaltung	der	Seilbahn	verant-
wortlich	ist.

§	7

Bestätigung	des	Betriebsleiters

(1)	1Die	technische	Aufsichtsbehörde	bestätigt	auf	
Antrag	des	Unternehmers	einer	Seilbahn	die	Bestel-
lung	 des	 Betriebsleiters	 oder	 stellvertretenden	 Be-
triebsleiters	(Art.	30	Abs.	2	BayESG)	für	dieses	Unter-
nehmen,	wenn	die	bestellte	Person

1.	 ihre	 Befähigung	 durch	 erfolgreichen	 Abschluss	
der	Betriebsleiterprüfung	nachgewiesen	hat,

2.	 über	die	anlagenspezifi	sch	erforderlichen	betrieb-
lichen	und	technischen	Kenntnisse	verfügt	und

3.	 folgende	 Mindestanforderungen	 an	 die	 Berufs-
ausbildung	erfüllt:

a)	 Betriebsleiter	von	Großkabinen-	und	Umlauf-
bahnen	mit	kuppelbaren	Klemmen:

Akademischer	Abschluss	Dipl.-Ing.	(FH)	oder	
Bachelor	 in	den	Fachrichtungen	Maschinen-
wesen	oder	Elektrotechnik;

b)	 Stellvertreter	des	Betriebsleiters	von	Großka-
binen-	 und	 Umlaufbahnen	 mit	 kuppelbaren	
Klemmen:

Staatlich	anerkannter	Techniker	oder	Indust-
rie-	oder	Handwerkermeister	in	den	Fachrich-
tungen	Mechanik,	Elektronik	oder	Mechatro-
nik;

c)	 Betriebsleiter	 von	 Kleinkabinenbahnen	 und	
Sesselbahnen	mit	fester	Klemme:

Staatlich	anerkannter	Techniker	oder	Indust-
rie-	oder	Handwerkermeister	in	den	Fachrich-
tungen	Mechanik,	Elektronik	oder	Mechatro-
nik;

d)	 Stellvertreter	 des	 Betriebsleiters	 von	 Klein-
kabinenbahnen	und	Sesselbahnen	mit	 fester	
Klemme:

Facharbeiterbrief	in	den	Fachrichtungen	Me-
chanik,	Elektronik	oder	Mechatronik.

2Die	 technische	 Aufsichtsbehörde	 kann	 die	 Bestäti-
gung	versagen	oder	zurücknehmen,	wenn

1.	 die	Betriebsleiterprüfung	länger	als	fünf	Jahre	vor	
der	Bestellung	zurückliegt	und	in	dieser	Zeit	eine	
Tätigkeit	als	Betriebsleiter	oder	Stellvertreter	des	
Betriebsleiters	nicht	ausgeübt	worden	ist,

2.	 die	 Betriebsleiterprüfung	 länger	 als	 zwei	 Jahre	
vor	der	Bestellung	zurückliegt	und	in	dieser	Zeit	
keine	 seilbahnspezifi	sche	 Tätigkeit	 ausgeübt	
worden	ist,

3.	 Tatsachen	 vorliegen,	 die	 die	 Annahme	 rechtfer-
tigen,	dass	die	bestellte	Person	unzuverlässig	ist,	
oder

4.	 Tatsachen	 vorliegen,	 die	 Zweifel	 über	 die	 Fach-
kunde	des	bestellten	Betriebsleiters	begründen.

(2)	1Der	Antrag	hat	jeweils	für	die	bestellte	Person	
zu	enthalten:

1.	 einen	Lebenslauf,	

2.	 ein	aktuelles	Führungszeugnis	aus	dem	Bundes-
zentralregister,

3.	 Belege	über	Berufsausbildung,

4.	 eine	 Bestätigung	 über	 den	 erfolgreichen	 Ab-
schluss	einer	Betriebsleiterprüfung	und	

5.	 einen	 lückenlosen	 Nachweis	 durch	 Zeugnisse	
über	die	Erfahrungen	 im	Seilbahnbetrieb,	gege-
benenfalls	 eine	 Beurteilung	 durch	 den	 Betriebs-
leiter.

2Die	Belege	nach	Nrn.	3	bis	5	sind	in	Kopie	vorzule-
gen.	3Die	technische	Aufsichtsbehörde	kann	die	Vor-
lage	von	beglaubigten	Kopien	der	Belege	nach	Nrn.	3	
bis	5	verlangen.	4Ferner	kann	zum	Nachweis	der	kör-
perlichen	 und	 geistigen	 Eignung	 des	 Vorgeschlage-
nen	die	Vorlage	eines	ärztlichen	Zeugnisses	verlangt	
werden.
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(3)	1Zur	Betriebsleiterprüfung	wird	auf	Antrag	zu-
gelassen,	wer

1.	 mindestens	 über	 eine	 Berufsausbildung	 mit	 ei-
nem	 Facharbeiterabschluss	 in	 den	 Fachrichtun-
gen	Mechanik,	Elektronik	oder	Mechatronik	ver-
fügt;

2.	 mindestens	 ein	 Jahr	 in	 Seilbahnunternehmen	 in	
den	für	den	Bau	und	Betrieb	einer	Seilbahn	we-
sentlichen	 Fachbereichen	 tätig	 gewesen	 ist;	 Tä-
tigkeiten	bei	anderen	Stellen	in	der	Planung,	dem	
Bau,	dem	Betrieb	oder	der	Überwachung	spurge-
bundener	Bahnen	können	bis	zu	einem	Jahr	an-
gerechnet	werden.

2Die	 technische	 Aufsichtsbehörde	 kann	 bei	 Nach-
weis	der	besonderen	Fachkunde	auf	dem	Gebiet	der	
Seilbahntechnik	 und	 einer	 ausreichend	 langen	 min-
destens	einjährigen	Tätigkeit	in	den	für	den	Bau	und	
Betrieb	 einer	 Seilbahn	 wesentlichen	 Fachbereichen	
Ausnahmen	von	Satz	1	zulassen.

(4)	 1Die	Betriebsleiterprüfung	wird	von	der	tech-
nischen	 Aufsichtsbehörde	 abgenommen.	 2Gegen-
stand	der	Prüfung	sind	die	einschlägigen	rechtlichen	
Grundlagen	und	die	zur	Anwendung	der	einschlägi-
gen	 Bestimmungen	 erforderlichen	 technischen	 Re-
geln	und	Vorschriften.

(5)	 Die	 Prüfung	 besteht	 aus	 einem	 schriftlichen	
und	einem	mündlichen	Teil	und	ist	in	dieser	Reihen-
folge	durchzuführen.

(6)	 1Der	schriftliche	Teil	der	Prüfung	umfasst	die	
Fächer

1.	 Seilbahntechnik,

2.	 Seilbahnbetrieb	und

3.	 Seilbahnrecht.

2Der	 Vorsitzende	 des	 Prüfungsausschusses	 bestimmt	
die	 Prüfungsaufgaben.	 3Die	 Aufgaben	 nach	 Satz	 1	
Nrn.	1	bis	3	sind	jeweils	innerhalb	von	zwei	Stunden	
zu	bearbeiten.

(7)	 1Der	mündliche	Teil	der	Prüfung	umfasst	die	
Fächer	nach	Abs.	6	sowie	die	Überprüfung	der	prakti-
schen	Fähigkeiten	an	einer	Seilbahn,	insbesondere	im	
Hinblick	auf	die	dortigen	anlagenspezifi	schen	Anfor-
derungen,	z.B.	zum	Bergeverfahren.	2Der	mündliche	
Teil	der	Prüfung	 soll	 für	 jeden	Kandidaten	 in	 jedem	
Fach	etwa	15	Minuten	dauern.	3Die	Überprüfung	der	
praktischen	Fähigkeiten	im	Rahmen	der	mündlichen	
Prüfung	 soll	 für	 jeden	 Kandidaten	 zusätzlich	 etwa	
30 Minuten	dauern.

(8)	Das	Fach	Seilbahntechnik	erstreckt	sich	insbe-
sondere	auf	Fragen	über

1.	 Seilbahnarten	und	Betriebsweisen,

2.	 Laufwerke	und	Klemmen,

3.	 Antrieb	und	Bremsen,

4.	 Seile	und	Seilendbefestigungen,

5.	 Fahrbetriebsmittel,

6.	 Stationseinrichtungen,

7.	 Anlagensteuerung,

8.	 Energieversorgung,

9.	 Sicherheitseinrichtungen	und

10.	 Brandschutz.

(9)	Das	Fach	Seilbahnbetrieb	erstreckt	sich	insbe-
sondere	auf	Fragen	über

1.	 Grundsätze	des	Seilbahnbetriebs,

2.	 Betriebsführung,

3.	 Aus-	und	Fortbildung	der	Betriebsbediensteten,

4.	 Einsatz	 der	 Betriebsbediensteten	 sowie	 Dienst-
plangestaltung,

5.	 Instandhaltung	von	Betriebsanlagen,

6.	 Verhalten	 bei	 Unfällen	 und	 Betriebsstörungen	
und

7.	 Unfallverhütung.

(10)	Das	Fach	Seilbahnrecht	erstreckt	sich	insbe-
sondere	auf	tätigkeitsbezogene	Fragen	über

1.	 Seilbahnrecht,

2.	 Verwaltungsrecht,

3.	 Arbeits-	und	Arbeitsschutzrecht	und

4.	 strafrechtliche	Vorschriften	und	Ordnungswidrig-
keiten.

(11)	 1Die	 Prüfung	 ist	 vor	 einem	 Prüfungsaus-
schuss	abzulegen,	der	von	der	obersten	Verkehrsbe-
hörde	 bestätigt	 wird.	 2Mindestens	 ein	 Mitglied	 des	
Prüfungsausschusses	 muss	 die	 erforderliche	 seil-
bahntechnische	 Fachkunde	 besitzen.	 3Die	 oberste	
Verkehrsbehörde	 bestimmt	 den	 Vorsitzenden	 des	
Prüfungsausschusses.	 4Der	 Prüfungsausschuss	 stellt	
auf	 Grund	 der	 einzelnen	 Prüfungsleistungen	 das	
Prüfungsergebnis	 fest.	 5Die	 Prüfung	 ist	 bestanden,	
wenn	in	allen	drei	Fächern	und	bei	der	Überprüfung	
der	praktischen	Fähigkeiten	jeweils	mindestens	eine	
ausreichende	Leistung	erbracht	worden	ist.	6Über	die	
Bewertung	der	Prüfung	fertigt	der	Prüfungsausschuss	
ein	 Protokoll	 an	 und	 stellt	 bei	 erfolgreicher	 Prüfung	
über	deren	Bestehen	eine	diesbezügliche	Bestätigung	
aus.	7Im	Übrigen	gelten	§§	17	bis	20	und	22	bis	24	der	
Verordnung	über	die	Prüfung	zum	Betriebsleiter	von
Straßenbahnunternehmen	 (Straßenbahn-Betriebsleiter-
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Prüfungsverordnung	–	StrabBlPV)	vom	29.	 Juli	 1988	
(BGBl	 I	 S.	 1554),	 zuletzt	 geändert	 durch	 Verord-
nung	 vom	 4.	 Dezember	 2009	 (BGBl	 I	 S.	 3854,	 ber.	
2010	I	S.	940).

(12)	 Berufsqualifi	kationen,	 die	 in	 anderen	 Mit-
gliedstaaten	der	Europäischen	Union	oder	des	Euro-
päischen	 Wirtschaftsraums	 erworben	 wurden,	 sind	
von	der	technischen	Aufsichtsbehörde	in	unmittelba-
rer	Anwendung	der	Richtlinie	2005/36/EG	des	Euro-
päischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	7.	September	
2005	 über	 die	 Anerkennung	 von	 Berufsqualifi	katio-
nen	(ABl L 255	S. 22,	ber.	2007	L	271	S.	18,	2008	L	93	
S.	28,	2009	L	33	S.	49),	zuletzt	geändert	durch	Verord-
nung	(EU)	Nr. 213/2011	vom	3. März	2011	(ABl L 59	
S. 4),	 insbesondere	Art. 4	und	5,	8,	10	bis	16,	19,	50,	
51,	53	und	56,	bei	der	Betriebsleiterprüfung	anzuer-
kennen.

§	8

Versicherungspfl	icht

(1)	 1Die	 Mindesthöhe	 der	 Deckungssumme	 der	
Betriebshaftpfl	ichtversicherung	 für	 Personenschäden	
des	 Seilbahnunternehmers	 gemäß	 Art.	 31	 BayESG	
muss	ausreichend	sein	und	bestimmt	sich	grundsätz-
lich	nach	der	maximal	zulässigen	Besetzungszahl	der	
Seilbahn	in	einer	Fahrtrichtung;	diese	Zahl	ergibt	ver-
vielfacht	 mit	 einem	 Betrag	 von	 mindestens	 50 000 €	
die	 Deckungssumme	 für	 Personenschäden	 je	 Scha-
densereignis	und	muss	für	jede	Versicherungsperiode	
mindestens	zweimal	zur	Verfügung	stehen.	2Diese	De-
ckungssumme	muss	mindestens	2 000 000 €	betragen.

(2)	Die	Mindestdeckungssumme	für	Sachschäden	
muss	 jeweils	10 v.H.	der	 im	Abs. 1	genannten	Sum-
men	betragen.

(3)	Der	Nachweis	über	jeden	Abschluss	einer	aus-
reichenden	 Betriebshaftpfl	ichtversicherung	 ist	 vom	
Seilbahnunternehmer	 der	 Kreisverwaltungsbehörde	
vorzulegen.

§	9

Mitteilungspfl	icht

(1)	1Gemäß	Art.	32	Abs.	1	BayESG	sind	insbeson-
dere	mitzuteilen:

1.	 Unfälle	und	Schäden,	die	 für	die	Betriebssicher-
heit	der	Seilbahn	von	Bedeutung	sind,	

2.	 Bergungen,	

3.	 bei	Seilschwebe-	und	Standseilbahnen	außerdem	
Betriebsunterbrechungen	von	längerer	Dauer	so-
wie	

4.	 vor	Beginn	der	Arbeiten	das	Spleißen	und	Vergie-
ßen	von	Seilen.	

2Die	Mitteilungen	haben	die	Ursachen	der	Vorkomm-
nisse	und	gegebenenfalls	die	beabsichtigten	oder	be-
reits	 durchgeführten	 Abhilfemaßnahmen	 zu	 enthal-
ten.	

(2)	In	Ergänzung	zu	Art.	32	Abs.	1	BayESG	ist	fer-
ner	ein	Antrag	auf	Eröffnung	eines	 Insolvenzverfah-
rens	mitzuteilen.

(3)	Bei	nicht	ortsfesten	Schleppliften	ist	die	Wie-
deraufstellung	oder	der	Wechsel	auf	einen	genehmig-
ten	 Aufstellungsplatz	 der	 Kreisverwaltungsbehörde	
und	der	technischen	Aufsichtsbehörde	mitzuteilen.

(4)	1Bei	Seilschwebe-	und	Standseilbahnen	ist	ein	
Halbjahresbericht	nach	Art.	32	Abs.	2	BayESG	über	
die	allgemeine	Prüfung	der	Seilbahn	jeweils	im	Früh-
jahr	 oder	 Sommer	 spätestens	 bis	 zum	 1.	 August	 so-
wie	 im	Herbst	oder	Winter	spätestens	bis	1.	Februar	
in	einfacher	Fertigung	bei	der	technischen	Aufsichts-
behörde	vorzulegen.	2Einem	dieser	Halbjahresberich-
te	ist	jeweils	eine	aktuelle	Prüfbescheinigung	gemäß	
Art.	32	Abs.	3	BayESG	beizufügen.	3Weiterhin	sind	bei	
Seilschwebebahnen	und	Standseilbahnen	unverzüg-
lich	Berichte	über

1.	 das	Verziehen	der	Tragseile,	

2.	 den	 Zustand	 der	 abgeschnittenen	 Vergusskegel	
der	Zug-	und	Gegenseile	und

3.	 die	Haupt-	und	Zwischenuntersuchung	der	Stre-
ckenbauwerke,	 Überbrückungen,	 Stützmauern	
und	Stützen

vorzulegen.

(5)	 Bei	 Schleppliften	 kann	 die	 technische	 Auf-
sichtsbehörde	im	Einzelfall	die	Vorlage	eines	Berichts	
verlangen.

(6)	Über	das	Ergebnis	der	von	einer	anerkannten	
sachverständigen	 Stelle	 durchzuführenden	 regelmä-
ßigen	 Prüfungen	 sind	 der	 technischen	 Aufsichtsbe-
hörde	 unverzüglich	 folgende	 Prüfbescheinigungen	
einschließlich	eines	aktuellen	Versicherungsnachwei-
ses	vorzulegen	(Art.	32	Abs.	3	BayESG):

1.	 jährlich	eine	Prüfbescheinigung	über	die	Prüfung	
der	 Anlage	 bei	 Seilschwebe-	 und	 Standseilbah-
nen	sowie	Schleppliften	mit	Ganzjahresbetrieb;	

2.	 alle	zwei	Jahre	eine	Prüfbescheinigung	über	die	
Prüfung	der	betriebsbereiten	Anlage	bei	Schlepp-
liften;	

3.	 eine	 Prüfbescheinigung	 über	 die	 Prüfung	 der	
Seile	von	Seilschwebe-	und	Standseilbahnen	auf	
ihren	inneren	Zustand	nach	einer	Messmethode,	
die	von	der	obersten	Verkehrsbehörde	anerkannt	
ist.	

(7)	 1Die	 Zeitabstände	 für	 die	 Durchführung	 der	
Prüfungen	 können	 von	 der	 technischen	 Aufsichts-
behörde	 im	Einzelfall	 entsprechend	den	besonderen	
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Bedürfnissen	der	Betriebssicherheit	geändert	werden.	
2Damit	 ändern	 sich	 die	 Fristen	 für	 die	 Mitteilungs-
pfl	ichten	entsprechend.

(8)	 Mitteilungspfl	ichten	 nach	 anderen	 gesetzli-
chen	Vorschriften	bleiben	unberührt.

§	10

Weiterführungsgenehmigung

(1)	Der	Antrag	auf	Weiterführung	des	Baus	oder	
Betriebs	einer	Seilbahn	(Art.	33	BayESG)	hat	zu	ent-
halten

1.	 den	Hinweis	auf	den	Erwerb	der	Seilbahn;	

2.	 den	Hinweis	auf	die	Bau-	und	Betriebsgenehmi-
gung,	die	Genehmigung	der	technischen	Planung	
und	die	Zustimmung	zur	Eröffnung	des	Betriebs;	

3.	 die	Bezeichnung	und	den	Sitz	des	Unternehmens,	
für	das	die	Weiterführung	beantragt	wird,	bei	na-
türlichen	Personen	außerdem	Geburtstag	und	Ge-
burtsort	der	Unternehmer,	bei	juristischen	Perso-
nen	Geburtstag	und	Geburtsort	der	nach	Gesetz	
oder	 Satzung	 vertretungsberechtigten	 Personen,	
den	 Gesellschaftsvertrag	 einschließlich	 Satzung	
und	einen	Auszug	aus	dem	Handelsregister;	

4.	 den	Nachweis	einer	Haftpfl	ichtversicherung	oder	
der	Mitgliedschaft	in	einer	Versicherungsgemein-
schaft	(§	8,	Art.	31	BayESG).	

(2)	 1Antrag	 und	 Unterlagen	 nach	 Abs.	 1	 sind	 in	
zweifacher	 Fertigung	 vorzulegen;	 die	 Kreisverwal-
tungsbehörde	kann	Abweichendes	bestimmen.	2Eine	
Fertigung	wird	dem	Unternehmer	mit	dem	Bescheid	
über	den	Antrag	mit	Genehmigungsstempel	zurück-
gegeben.

(3)	 Die	 Kreisverwaltungsbehörde	 kann	 zur	 Prü-
fung	 der	 Zuverlässigkeit	 des	 Antragstellers	 die	 Vor-
lage	 von	 Auszügen	 aus	 den	 Bundeszentralregistern	
verlangen	oder	deren	Übersendung	dort	selbst	bean-
tragen.

(4)	 Im	 Fall	 der	 Überlassung	 der	 wirtschaftli-
chen	 Nutzung	 einer	 Seilbahn	 (Art.	 33	 Abs.	 1	 Satz	 2	
BayESG)	sowie	der	Weiterführung	durch	Erben	oder	
sonst	 durch	 letztwillige	 Verfügung	 Berechtigte	 oder	
durch	 Insolvenzverwalter	 (Art.	 34	 BayESG)	 gelten	
Abs.	1	bis	3	entsprechend.

§	11

Aufsicht

(1)	Für	Untersuchungen,	die	im	Rahmen	der	Auf-
sicht	(Art.	36	BayESG)	erforderlich	sind,	hat	der	Un-
ternehmer	 die	 benötigten	 Bediensteten,	 Werkstoffe	
und	Vorrichtungen	zur	Verfügung	zu	stellen.

(2)	Die	Mitarbeiter	der	anerkannten	sachverstän-

digen	Stellen	und	die	Sachverständigen,	die	von	der	
Kreisverwaltungsbehörde	 oder	 der	 technischen	 Auf-
sichtsbehörde	 hinzugezogen	 werden,	 sind	 verpfl	ich-
tet,	über	Tatsachen,	die	ihnen	bei	der	Ausübung	ihrer	
Tätigkeit	 zur	 Kenntnis	 gelangen,	 Verschwiegenheit	
zu	bewahren.

§	12

Benannte	Stellen

(1)	1Die	oberste	Verkehrsbehörde	ist	zuständig	für	
die	 Benennung	 von	 Stellen	 im	 Sinn	 des	 Art.	 16	 der	
Richtlinie	 2000/9/EG	 (Art.	 35	 Abs.	 3	 BayESG).	 2Sie	
kann	dabei	Aufgaben	im	Zusammenhang	mit	der	Be-
nennung	auf	dafür	geeignete	Stellen	durch	öffentlich-
rechtlichen	Vertrag	übertragen,	insbesondere	

1.	 die	Erarbeitung	von	Leitlinien	für	die	Anforderun-
gen	 sowie	 Anerkennung	 von	 Regelwerken,	 die	
bei	 der	 Prüfung	 und	 Zertifi	zierung	 zu	 beachten	
sind,

2.	 die	 Erarbeitung	 von	 Anforderungen,	 die	 an	 die	
Prüfl	aboratorien	 und	 Zertifi	zierungsstellen	 zu	
richten	sind,

3.	 die	Begutachtung	von	Prüfl	aboratorien	und	Zerti-
fi	zierungsstellen	und

4.	 die	 Überprüfung	 und	 Überwachung	 der	 aner-
kannten	Prüfl	aboratorien	und	Zertifi	zierungsstel-
len.

(2)	1Die	technische	Aufsichtsbehörde	kann	von	ei-
ner	benannten	Stelle	und	deren	mit	der	Leitung	und	
der	 Durchführung	 der	 Fachaufgaben	 beauftragten	
Personals	 die	 zur	 Erfüllung	 der	 Aufgaben	 der	 tech-
nischen	 Aufsichtsbehörde	 erforderlichen	 Auskünfte	
und	Unterlagen	verlangen.	2Sie	hat	im	Fall	des	Tätig-
werdens	nach	Satz 1	die	für	die	Benennung	der	Stelle	
zuständige	Behörde	zu	unterrichten.

(3)	 Für	 Hilfeersuchen	 gegenüber	 ausländischen	
Behörden	ist	die	oberste	Verkehrsbehörde	zuständig.

§	13

Überwachung	des	Inverkehrbringens	von	Sicher-
heitsbauteilen	und	Teilsystemen

(1)	 1Die	 Überwachung	 des	 Inverkehrbringens	
(Art.	36	Abs.	1	BayESG)	von	Sicherheitsbauteilen	und	
Teilsystemen	gemäß	Art.	20	Abs.	2	und	3	BayESG	er-
folgt	 in	 entsprechender	 Anwendung	 der	 §§	 4	 und	 8	
bis	10	GPSG	durch	die	technische	Aufsichtsbehörde,	
soweit	nachfolgend	keine	abweichenden	Regelungen	
getroffen	 werden.	 2Im	 Rahmen	 der	 entsprechenden	
Anwendung	 des	 Geräte-	 und	 Produktsicherheitsge-
setzes	nach	Satz	1

1.	 ist	das	Bayerische	Eisenbahn-	und	Seilbahngesetz	
einer	 Rechtsverordnung	 nach	 §	 3	 Abs.	 1	 GPSG	
gleichgestellt,
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2.	 sind	 Sicherheitsbauteile,	 Teilsysteme,	 die	 Infra-
struktur	und	Anlagen	gemäß	Richtlinie	2000/9/EG	
technischen	 Arbeitsmitteln	 und	 Verbraucherpro-
dukten	gemäß	§	2	Abs.	2	und	3	GPSG	gleichge-
stellt	und

3.	 ist	 eine	benannte	Stelle	 im	Sinn	des	Art.	 16	der	
Richtlinie	2000/9/EG	(Art.	35	Abs.	3	BayESG)	ei-
ner	zugelassenen	Stelle	im	Sinn	des	Geräte-	und	
Produktsicherheitsgesetzes	gleichgestellt.

(2)	Beauftragte	Stelle	gemäß	§§	9	und	10	GPSG	ist	
die	oberste	Verkehrsbehörde.

§	14

Anerkannte	sachverständige	Stellen

(1)	 1Anerkannte	 sachverständige	 Stelle	 für	 Seil-
bahnen	 gemäß	 Art.	 20	 Abs.	 8,	 Art.	 32	 Abs.	 3	 und	 4	
sowie	Art.	36	Abs.	4	BayESG	ist	jede	von	der	obersten	
Verkehrsbehörde	 anerkannte	 und	 im	 Allgemeinen	
Ministerialblatt	bekannt	gemachte	Organisation.

(2)	1Eine	Anerkennung	nach	Abs.	1	darf	nur	erfol-
gen,	wenn

1.	 die	Einhaltung	der	in	§	17	Abs.	5	Satz	2	Nrn.	1	bis	
8	GPSG	festgelegten	allgemeinen	Anforderungen	
gewährleistet	ist,

2.	 ein	angemessenes	und	wirksames	Qualitätssiche-
rungssystem	 mit	 regelmäßiger	 interner	 Auditie-
rung	zur	Anwendung	kommt,

3.	 die	Betriebshaftpfl	ichtversicherung	eine	Mindest-
deckungssumme	von	vier	Millionen	Euro	aufweist	
und

4.	 die	 Vergütung	 der	 mit	 Prüfungen	 beauftragten	
Personen	weder	unmittelbar	von	der	Anzahl	der	
durchgeführten	 Prüfungen	 noch	 von	 deren	 Er-
gebnis	abhängt.

2Die	 oberste	 Verkehrsbehörde	 kann	 Nachweise,	 die	
im	Rahmen	eines	Akkreditierungsverfahrens	erbracht	
wurden,	bei	der	Anerkennung	nach	dieser	Vorschrift	
berücksichtigen.

(3)	 1Die	 Anerkennung	 kann	 unter	 Bedingungen	
erteilt	 und	 mit	 Aufl	agen	 verbunden	 werden.	 2Sie	 ist	
auf	fünf	Jahre	zu	befristen	und	kann	mit	dem	Vorbe-
halt	des	Widerrufs	und	nachträglicher	Aufl	agen	erteilt	
werden.

(4)	 1Die	oberste	Verkehrsbehörde	überwacht	die	
Einhaltung	der	in	Abs.	2	Satz	1	genannten	Anforde-
rungen.	2Sie	kann	von	der	anerkannten	sachverstän-
digen	Stelle	und	deren	mit	der	Leitung	und	der	Durch-
führung	der	Fachaufgaben	beauftragten	Personals	die	
zur	Erfüllung	der	Überwachungsaufgabe	der	obersten	
Verkehrsbehörde	 erforderlichen	 Auskünfte	 und	 Un-
terstützung	verlangen	sowie	die	dazu	erforderlichen	
Anordnungen	treffen.	3Ihre	Beauftragten	sind	befugt,	

zu	 den	 Betriebs-	 und	 Geschäftszeiten	 Grundstücke	
und	Geschäftsräume	zu	betreten	und	zu	besichtigen	
und	die	Vorlage	von	Unterlagen	für	die	Erteilung	von	
Prüfbescheinigungen	oder	die	Erstellung	von	Gutach-
ten	zu	verlangen.	4Die	Auskunftspfl	ichtigen	haben	die	
Maßnahmen	nach	Satz	3	zu	dulden.	

§	15

Bußgeldvorschriften

Nach	 Art.	 41	 Nr.	 3	 BayESG	 kann	 mit	 Geldbuße	
belegt	werden,	wer	vorsätzlich	oder	fahrlässig	

1.	 einer	vollziehbaren	Anordnung	nach	§	14	Abs.	4	
Satz	2	zuwiderhandelt,

2.	 einem	 Auskunftsverlangen	 der	 zuständigen	 Be-
hörden	nach	§	12	Abs.	2	Satz	1	oder	§	14	Abs.	4	
Satz	 2	 nicht,	 nicht	 richtig	 oder	 nicht	 vollständig	
nachkommt,

3.	 einer	vollziehbaren	Anordnung	nach	§	13	Abs.	1	
dieser	Verordnung	in	Verbindung	mit	§	8	Abs. 4	
Satz	2	Nrn.	1	bis	3	oder	5	bis	8	GPSG	zuwiderhan-
delt,

4.	 entgegen	§	13	Abs.	1	dieser	Verordnung	in	Verbin-
dung	mit	§	8	Abs.	9	Satz	1	GPSG	eine	Maßnahme	
nicht	duldet	oder	die	 technische	Aufsichtsbehör-
de	oder	eine	von	der	technischen	Aufsichtsbehör-
de	beauftragte	Person	nicht	unterstützt,

5.	 entgegen	§	13	Abs.	1	dieser	Verordnung	 in	Ver-
bindung	mit	§	8	Abs.	9	Satz	2	GPSG	eine	Auskunft	
nicht,	nicht	richtig	oder	nicht	vollständig	erteilt.

§	16

Inkrafttreten,	Außerkrafttreten,	Übergangsvorschrift

(1)	1Diese	Verordnung	tritt	am	1.	Juli	2011	in	Kraft.	
2Mit	Ablauf	des	30. Juni	2011	tritt	die	Dritte	Verordnung	
zur	 Durchführung	 des	 Bayerischen	 Eisenbahn-	 und	
Seilbahngesetzes	(Seilbahnverordnung	–	SeilbV)	vom	
24.	November	2003	(GVBl	S.	886,	BayRS	932-1-3-W)	
außer	Kraft.

(2)	Die	auf	Grund	des	Bayerischen	Eisenbahn-	und	
Seilbahngesetzes	 in	 der	 bis	 zum	 Ablauf	 des	 31.	 Juli	
2010	 geltenden	 Fassung	 erteilten	 Anerkennungen	
von	 Sachverständigen	 und	 sachverständigen	 Stellen	
gelten	im	Rahmen	ihrer	Befristung,	längstens	jedoch	
bis	zum	30.	Juni	2013	fort.

München,	den	15.	Juni	2011

Bayerisches Staatsministerium für 
Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und 

Technologie

Katja		H	e	s	s	e	l	,		Staatssekretärin
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